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Curt Gasteyger

Moskau und das Mittelmeer

I.

„Die Russen scheinen mir mehr darauf erpicht 
zu sein, Häfen im Mittelmeer zu gewinnen, als 
Bonaparte in Ägypten zu vernichten.“ So 
schrieb Horatio Nelson im Jahre 1799. Mag 
man „Bonaparte" als Synonym für Präsident 
Nasser oder für die Sechste Flotte nehmen — 
besser als mit diesen Worten ließe sich die 
heutige Betroffenheit des Westens über die 
sowjetischen Ziele im Mittelmeer schwerlich 
ausdrücken. Bezeichnen die Anfänge einer so-
wjetischen Flottenpräsenz im Mittelmeer das 
Ende einer Ära, in der dieses Meer zwar nicht 
ständig von ein und derselben, aber stets nur 
von einer einzigen’ Macht beherrscht wurde? 
Das Mittelmeer, Treffpunkt dreier Kontinente 
und Schmelztiegel vieler Kulturen, hat im 
Gegensatz zu Kontinentaleuropa niemals ein 
dauerhaftes Gleichgewicht der Mächte ge-
kannt. Auf die Pax Romana folgten Jahrhun-
derte der islamischen Herrschaft; an ihre 
Stelle trat dann allmählich ein unsicheres Ver-
hältnis zwischen der Pforte und dem aufstei-
genden britischen Imperium, das seinerseits 
gelegentlich von Frankreich bedroht wurde. 
Die Eröffnung des Suezkanals verwandelte 
das Mittelmeer aus einem Binnenmeer in das 
Hauptbindeglied zwischen Atlantischem und 
Indischem Ozean und machte es so zu einer 
wichtigen kommerziellen und militärischen 
Verkehrsader. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
gewann das Mittelmeer als strategisches Ver-
bindungsstück zwischen Ost und West noch 
mehr Bedeutung. Als Schlüsselzone des west-
lichen Abschreckungssystems, das die kommu-
nistische Welt vom Nordkap bis Okinawa um-
schloß, blieb es unter dem Einfluß der atlan-
tischen Mächte; erstmalig stellte eine auswär-
tige Macht das hauptsächliche Herrschafts-
instrument: die Vereinigten Staaten mit ihrer 
Sechsten Flotte.

Es hat jetzt den Anschein, als ob diese vierte 
Phase der Vorherrschaft einer Macht zugleich 
die letzte wäre. Seit dem arabisch-israelischen 
Krieg im Juni 1967 hat die Sowjetunion ihre 
politische und militärische Präsenz bedeutend 
verstärkt, und sie zeigt keine Absicht, sich zu-
rückzuziehen. Es ist ihr gelungen, aus der 
Rolle des fernen Beobachters herauszutreten, 
der seine Interessen in der Region nur durch 
verbale Deklarationen verteidigen oder för-
dern konnte. Die Bestürzung, die darüber im 
Westen herrscht, erscheint übertrieben oder

verfrüht; auf jeden Fall wäre es jedoch kurz-
sichtig, leugnen zu wollen, daß die neue 
sowjetische Präsenz beträchtliche politische 
und militärische Auswirkungen haben wird.

Aus zwei Gründen wird dem neuen sowjeti-
schen Engagement so viel Bedeutung bei-
gemessen: es kann mit einem Wandel der 
sowjetischen Strategie in Verbindung ge-
bracht werden, und es vollzieht sich in einem 
besonders empfindlichen Teil der Welt. Von 
dem dritten arabisch-israelischen Krieg ganz 
abgesehen, machen mehrere Entwicklungen 
der jüngsten Zeit das Mittelmeer anfällig für 
sowjetische Bedrohung. Dazu gehören: der be-
vorstehende Rückzug der Briten aus dem Ge-
biet „östlich von Suez"; der Militärputsch in 
Griechenland; die noch immer ungelöste 
Zypernkrise und die damit verbundenen 
griechisch-türkischen Spannungen; Großbri-
tanniens Streit mit Spanien um Gibraltar; 
Frankreichs Rückzug aus der NATO, sein 
Rückzug aus den Flottenstützpunkten in Tu-
nesien und Algerien und sein Versuch eines 
„Re-Engagements" im Nahen Osten; die Un-
gewißheiten der italienischen Innenpolitik; die 
vielfältigen Spannungen zwischen dem 
Westen und den Arabern. Theoretisch könnte 
die Sowjetunion jede dieser Situationen aus-



beuten. Das hieße jedoch von der Annahme 
ausgehen, daß die gesamte Mittelmeerküste 
eine politische und strategische Einheit sei, 
auf die eine Großmacht wie die UdSSR nach 
Belieben Einfluß ausüben könnte. Gegen-
wärtig gibt es keinen Anhaltspunkt dafür, daß 
eine solche Möglichkeit bestünde — die Ver-
einigten Staaten mußten das in den fünfziger 
Jahren durch bittere Erfahrungen feststellen.

Die fünfzehn Mittelmeerländer haben wenig 
miteinander gemein. Ihr politischer Hinter-
grund ist ganz verschieden, und sie befinden 
sich auf unterschiedlichen Stufen der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Daß sie eine ausge-
prägte Interessengemeinschaft bilden könnten, 
ist von ihnen weniger zu erwarten als von 
jeder anderen Staatenkonstellation, ausgenom-
men vielleicht die Anrainerstaaten des Indi-
schen Ozeans. Es ist deshalb zweifelhaft, ob 
eine auswärtige Macht hoffen kann, nennens-
werten Einfluß im gesamten Mittelmeerraum 
zu erlangen. Allerdings sehen manche kommu-
nistische Beobachter in Ereignissen wie dem 
Sturz Ben Bellas, Sukarnos und Nkrumahs, der 
arabischen Niederlage im Juni 1967 und dem 
Militärputsch in Griechenland Teilstücke einer 
„CIA-Verschwörung", die darauf abziele, die 
„progressiven" Kräfte in der Welt und insbe-
sondere im Mittelmeerraum zu schwächen. 
Präsident Tito scheint von dieser Theorie 
beeinflußt gewesen zu sein, als er sich während 
des Juni-Krieges so energisch für Präsident 
Nasser einsetzte. In der Befürchtung, sein letz-
ter und bester Freund in der blockfreien Welt 
sei in Gefahr, forderte Tito — ein ungewöhn-
licher Schritt — die Sowjetführer dringend auf, 
Nasser zu Hilfe zu kommen. Er war zu diesem 
Zweck sogar bereit, den Russen das Recht zum 
überfliegen seines Territoriums einzuräumen 
und sich nahezu vollständig mit ihrer Nahost-
politik zu solidarisieren. Es mag sein, daß Tito 
damit geholfen hat, Präsident Nasser zu retten. 
Ohne Zweifel hat er gleichzeitig dazu beige-
tragen, die Sowjetunion ins Mittelmeer zu 
bringen, und zwar schneller und in größerem 
Maßstab, als er wünschen konnte und als die 
Russen erwarten durften.

II

Der russische Drang nach Warmwasserhäfen 
und Zugängen zu den Weltmeeren einschließ-

lich des Mittelmeers hat eine lange Geschichte. 
Daß die sowjetische Präsenz im östlichen Mit-
telmeer in jüngster Vergangenheit so rapide 
gesteigert werden konnte, ist zwar mehr der 
Ausnutzung mehrerer zufälliger Ereignisse als 
der Ausführung eines genialen Plans zu dan-
ken; doch will das nicht heißen, daß die So-
wjetunion durch Zufall ins Mittelmeer gekom-
men wäre. Die Anfänge ihrer gegenwärtigen 
Politik liegen in den mittleren fünfziger Jahren. 
Damals nahm sie, nach mehreren Jahren rela-
tiver Inaktivität, mit abgewandelten Metho-
den eine Politik wieder auf, die Stalin während 
des Krieges und kurz nach dem Krieg erfolglos 
betrieben hatte. Tatsächlich besaß die russische 
Marine bis 1961 einen U-Boot-Stützpunkt in 
Albanien; und der gegenwärtige Flottenaufbau 
reicht zurück in das Jahr 1964, in dem eine 
besondere Mittelmeer-Einheit als Teil der so-
wjetischen Schwarzmeerflotte gebildet wurde. 
Wichtiger als der sowjetische Flottenaufmarsch, 
der so viel Aufsehen erregt hat, ist die Tat-
sache, daß die UdSSR offenbar beschlossen hat, 
sich in einem politisch und strategisch erheb-
lichen Umfang im Mittelmeer zu engagieren 
und für immer dort zu bleiben — mit allen 
Konsequenzen, die das nach sich ziehen kann. 
Dies scheint einen bedeutsamen Wandel im 
strategischen Denken der Sowjets widerzu-
spiegeln. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren 
die sowjetischen Strategen mit der „weltweiten 
westlichen Einkreisung" konfrontiert. Fast zwei 
Jahrzehnte lang war ihre Strategie auf die 
Verteidigung ihrer „inneren Front“ ausge-
richtet. Die westliche und insbesondere die 
amerikanische Verteidigungspolitik fußte auf 
einer Anzahl weit entfernter Stützpunkte, die 
sowohl politisch als auch militärisch verwund-
bar waren; hingegen konnte die Sowjetunion 
ihre Verteidigung auf ihrem eigenen Territo-
rium oder innerhalb ihrer unmittelbaren Ein-
flußsphäre organisieren. Demütigende Erfah-
rungen in Kuba und während des Juni-Krieges 
zeigten, wie wichtig es ist, eine bewegliche 
und glaubwürdige Seestreitmacht zu besitzen. 
Das mag die sowjetischen Strategen zu der 
Überzeugung gebracht haben, daß sich der 
langfristige Vorteil einer „inneren Front" all-
mählich in einen glatten Nachteil verwandelt 
hatte. Denn die Konzentration auf die „innere 
Front" hatte die Sowjetunion daran gehindert, 
sich eine mächtige Kriegsmarine zu schaffen, 



die angesichts der zunehmenden Bedeutung 
der strategischen Abschreckung von See aus 
und der Fähigkeit zu weitreichenden Interven-
tionen ein wesentliches Attribut des Groß-
machtstatus geworden ist.

Es gibt viele Anhaltspunkte dafür, daß die 
UdSSR jetzt dabei ist, eine Strategie zu ent-
wickeln, die ihren Ambitionen als Supermacht 
mehr entspricht und es ihr ermöglicht, ihre 
Freunde in Krisenzeiten besser zu unterstützen. 
Die Folge kann sein, daß sie sich zunehmend 
versucht fühlt, ihre neuerworbenen militäri-
schen Fähigkeiten in Gebieten zu entfalten, wo 
sie bisher ihre Präsenz noch nicht zur Geltung 
gebracht hat. Durch Brechung der amerikani-
schen Flottenhegemonie in den meisten See-
gebieten einschließlich des Mittelmeers könnte 
die Sowjetunion versuchen, in strategisch wich-
tigen Räumen ein regionales Kräftegleichge-
wicht herzustellen und so das bestehende 
globale Gleichgewicht zwischen ihr und den 
Vereinigten Staaten auf unterer Ebene zu er-
gänzen. Die Sowjets könnten hoffen, auf diese 
Weise ihren Widersacher daran zu hindern, 
ungestraft gegen ihre eigenen oder ihrer 
Schützlinge Interessen — wie sie sie sehen — 
zu verstoßen. Eine Aktion wie die Intervention 
im Libanon im Jahre 1958 könnten die Ver-
einigten Staaten heute sicherlich nicht mehr 
mit der gleichen Seelenruhe wie damals unter-
nehmen, selbst wenn sie es wollten.

Bevor wir die politischen und strategischen 
Implikationen des sowjetischen Bemühens, ein 
strategisches Gleichgewicht im Mittelmeer her-
zustellen, näher untersuchen, empfiehlt sich ein 
Blick auf die drei Erscheinungsformen der 
sowjetischen militärischen Präsenz im östlichen 
Teil des Meeres und in der angrenzenden nah-
östlichen Region. 

i.

Da ist erstens die bemerkenswerte Ausdeh-
nung sowjetischer Waffenlieferungen an ara-
bische und andere Mittelmeerländer, angefan-
gen bei „traditionellen Kunden" wie der Ver-
einigten Arabischen Republik, Syrien, dem 
Irak, dem Sudan und Algerien bis zum Süd-
jemen, zur Republik Jemen und sogar zu 
Marokko, das (zum Ärger Algeriens) angeblich 
leichte Waffen aus der Tschechoslowakei er-
hält. Weiterhin ist die Sowjetunion seit 1958 
an die Stelle der Vereinigten Staaten als 
Hauptwaffenlieferant Jugoslawiens getreten.

Der Fall Jordaniens, das für kurze Zeit auf der 
Liste der sowjetischen Kunden auftauchte, zeigt 
jedoch, daß Moskau vorsichtiger ist, als es 
manchmal erscheint. Für seinen Verzicht auf 
Waffenlieferungen an Jordanien waren weni-
ger ideologische Gründe maßgebend als viel-
mehr eine nüchterne Einschätzung der uner-
wünschten Folgen, die ein solcher Schritt 
haben könnte: Israel und Saudi-Arabien wären 
umringt von Staaten, die von sowjetischer 
Hilfe abhängig waren, und die Vereinigten 
Staaten verlören eine der wenigen ihnen noch 
verbleibenden Möglichkeiten, Einfluß auf 
Israels Nachbarn auszuüben. Das könnte nur 
zu einer weiteren Polarisierung der Kräfte 
führen und würde somit eine praktikable 
Koexistenz zwischen Israel und seinen arabi-
schen Nachbarn noch mehr erschweren.

Zweitens hat die Sowjetunion ihre technisch-
militärische Hilfe an gewisse arabische Länder 
auffällig verstärkt. Besonders denken wir hier-
bei an die Ausbilder, Techniker und Ingenieure, 
die in die Vereinigte Arabische Republik ent-
sandt worden sind. Genaue Zahlen liegen nicht 
vor, aber Schätzungen bewegen sich zwischen 
1000 und 2000 Mann. Wichtiger als die Ge-
nauigkeit dieser Zahlen ist jedoch, wie wir 
sehen werden, die Art und Weise, wie dieses 
sowjetische Engagement die Beziehungen zwi-
schen den beiden Ländern beeinflußt.

Schließlich hat die Sowjetunion jetzt eine 
Flotte von etwa 45 Schiffen im Mittelmeer. 
Diese Flotte verkörpert am auffälligsten ihre 
Präsenz in der Region und soll die größtmög-
liche psychologische Wirkung erzielen. Rein 
zahlenmäßig läßt sie sich mit der amerikani-
schen Sechsten Flotte (50—60 Schiffe) verglei-
chen. Aber den beiden mächtigen amerikani-
schen Flugzeugträgern mit je 100 Kampfflug-
zeugen oder den Polaris-U-Booten hat sie 
nichts Vergleichbares entgegenzusetzen, (übri-
gens wird oft übersehen, daß die italienische 
Kriegsmarine der sowjetischen Mittelmeer-
flotte sowohl der Zahl wie der Modernität der 
Schiffe nach überlegen ist.) Vor allem fehlt der 
sowjetischen Mittelmeerflotte noch eine zu-
verlässige Luftsicherung, da sie weder über 
einen Flugzeugträger noch über einen hinrei-
chend nahegelegenen Flugplatz verfügt. Im 
Mittelmeer mit seinen relativ kurzen Entfer-
nungen mag dies nicht so nachteilig sein wie 



anderwärts; immerhin ist die Situation unbe-
friedigend, und die UdSSR wird wahrscheinlich 
versuchen, sie zu korrigieren.

Ein Weg, das zu erreichen, besteht in der Er-
richtung ständiger Flotten- und Luftwaffen-
stützpunkte in befreundeten Ländern. Die So-
wjetunion hat in beiderlei Hinsicht einige Fort-
schritte gemacht. Zur Zeit benutzt sie drei An-
laufhäfen: Alexandria und Port Said in der 
VAR und Latakia in Syrien. Es liegen jedoch 
keine Beweise vor, daß sie den algerischen 
Hafen Mers-el-Kebir von den Franzosen über-
nommen hätte, und sofern keine schwerwie-
gende Veränderung in der politisch-militäri-
schen Situation eintritt, ist dies in absehbarer 
Zukunft auch kaum zu erwarten. Man kann 
nicht sagen, daß die Sowjets die genannten 
Häfen als ständige Militärstützpunkte benutz-
ten oder daß sie darauf drängten, sie zu über-
nehmen. Der Ausdruck „Stützpunkt" ist in die-
sem Zusammenhang oft mißbraucht worden. 
Angesichts der größeren Beweglichkeit moder-
ner Flotten und ihrer zunehmenden Unabhän-
gigkeit in bezug auf Versorgung und Nach-
schub haben die hochkomplexen Stützpunkte 
an Bedeutung verloren. Deshalb ist es richti-
ger, von „technischen Einrichtungen" zu spre-
chen. Zweifellos benutzt die Sowjetmarine 
diese Häfen in zunehmendem Maße zum Auf-
tanken und für Instandsetzungsarbeiten. Da-
bei hat sie es bisher sorgfältig vermieden, sich 
wie eine Neo-Kolonialmacht aufzuführen. Es 
ist aber schwer zu sehen, wie die Sowjetunion 
auf die Dauer diesem Vorwurf entgehen soll, 
wenn sie die Staaten ihrer Klientel gleich-
zeitig mit modernen Waffen ausrüstet und als 
ihr großer Protektor in jeder Lage auftritt.

In diesem frühen Stadium hat der sowjetische 
Aufmarsch im östlichen Mittelmeer in erster 
Linie eine psychologische Wirkung. Auf län-
gere Sicht sind jedoch eine Reihe von Entwick-
lungen denkbar, welche die politische und 
militärische Situation des ganzen Gebiets be-
einflussen können. Es ist anzunehmen, daß die 
sowjetische Präsenz bei den beteiligten Län-
dern diametral entgegengesetzte Reaktionen 
hervorrufen wird. Sie können ihre Außen- und 
Verteidigungspolitik modifizieren, entweder, 
weil sie in der sowjetischen Präsenz eine Be-
drohung ihrer eigenen Position sehen, oder 
umgekehrt, weil ihnen diese Präsenz als Stär-

kung ihrer Position erscheint. Ob eine solche 
Polarisierung tatsächlich eintritt, wird vom 
Verhalten der Sowjets abhängen, aber auch 
davon, wie die unmittelbar betroffenen Länder 
und darüber hinaus die auswärtigen Mächte 
auf eine Entwicklung reagieren, die sich zu 
einer weiteren Großmächte-Konfrontation aus-
wachsen könnte. Es ist möglich, daß die NATO 
oder einige ihrer Mitglieder auf ein weiteres 
Anwachsen des sowjetischen Einflusses da-
durch reagieren — vielleicht zu heftig reagie-
ren —, daß sie ihre eigenen Streitkräfte ver-
stärken, die bestehenden Bündnissysteme neu 
beleben oder eine neue interalliierte Streit-
macht schaffen.

Die Befürchtung, die Sowjetunion könne die 
NATO „in der Flanke umfassen", scheint über-
trieben, denn es ist schwer zu sehen, was die 
UdSSR durch einen solchen Versuch erreichen 
würde, geschweige denn, wie sie ihn mit der 
gegenwärtigen Kampfkraft ihrer Mittelmeer-
flotte ausführen könnte. Man könnte aller-
dings argumentieren, daß ihre derzeitige Posi-
tion es der Sowjetunion erleichtern würde, in 
einer Krise wichtige Nachschublinien nach 
Europa abzuschneiden. Die Möglichkeit einer 
neuen Front im Süden Europas ist daher nicht 
völlig von der Hand zu weisen. Besonders die 
Türkei muß diese Eventualität berücksichti-
gen; sie hatte die sowjetische Flotte schon im-
mer vor ihrer Nordküste, aber jetzt muß sie 
damit rechnen, auch von Süden bedroht zu 
werden. Die UdSSR wäre auch imstande, in 
Krisenzeiten die westlichen Luftverbindungen 
zwischen NATO und CENTO zu stören. Und 
solange britische Truppen östlich von Suez 
stehen, könnte dies auch die britischen Posi-
tionen in Asien berühren.

Die UdSSR ist. also im Begriff, sich neue stra-
tegische Optionen zu verschaffen, die sie bes-
ser wird ausnutzen können, wenn erst einmal 
ihre Anwesenheit im Mittelmeer fest etabliert 
ist. Wie weit sie gehen kann, ist eine andere 
Frage. Die sowjetische Flotte wird noch lange 
Zeit in mindestens zweierlei Hinsicht verwund-
bar bleiben: sie ist den Mittelmeerflotten der 
NATO unterlegen, und ihre Nachschublinien 
sind ungeschützt. Die Sechste Flotte, die ur-
sprünglich ein Glied der amerikanischen strate-
gischen Abschreckung war und sich nach und 
nach in ein machtvolles Instrument der ameri-



kanischen Diplomatie verwandelt hat, ist wohl-
gerüstet, einer sowjetischen Drohung zu be-
gegnen. Es ist schwer zu sehen, was die So-
wjetunion unter diesen Umständen hoffen 
könnte zu erreichen, ohne eine große Konfron-
tation zu riskieren.

Zu bedenken ist ferner, daß die Sowjetunion 
keine direkte Kontrolle über Gibraltar und die 
Dardanellen hat. Die neue sowjetische Präsenz 
im Mittelmeer verleiht der Frage, wer diese 
beiden Hauptzugänge kontrolliert, erhöhte Be-
deutung. Gerade in diesem Augenblick streiten 
sich Großbritannien und Spanien über den 
künftigen Status Gibraltars, während die Ver-
einigten Staaten voll Unbehagen zuschauen: 
sie möchten sich ihr enges Verhältnis zu Groß-
britannien bewahren und sind gleichzeitig 
darauf bedacht, ihre Stützpunktverträge mit 
Spanien zu verlängern. Die Sowjetunion hin-
gegen hat kein Geheimnis daraus gemacht, 
welcher Seite sie den Vorzug gibt: mit einer 
seltsam gemischten Gruppe von Ländern 
stimmte sie für eine UN-Resolution, die Spa-
niens Ansprüche unterstützte und die britische 
Gibraltar-Politik heftig kritisierte.

Was die Dardanellen betrifft, so hat Moskau 
bemerkenswerte Zurückhaltung an den Tag 
gelegt, nachdem zwei Versuche (1945 in Jalta 
und nochmals 1946), eine Revision des Abkom-
mens von Montreux zu erlangen, fehlgeschla-
gen waren. Solange die Durchfahrt ihrer 
Schiffe in keiner Weise behindert wird, ist der 
Sowjetunion offenbar mehr daran gelegen, ihre 
Beziehungen zur Türkei zu verbessern, als auf 
eine Veränderung des gegenwärtigen Status 
der Meerengen zu drängen, so unbequem und 
unbefriedigend dieser auch sein mag. Viel-
leicht fühlt sie sich nicht einmal mehr absolut 
sicher, ihre bisher unangefochtene Herrschaft 
über das Schwarze Meer zu behalten, wo sie 
bis jetzt bulgarische und rumänische Häfen 
nach Belieben benutzen konnte. Die jüngsten 
Entwicklungen in der rumänischen Politik las-
sen den Schluß zu, daß dieser Vorteil nicht für 
alle Zeiten zu bestehen braucht. Wenn die 
Auflösungstendenzen im südlichen Flügel des 
Warschauer Paktes weitergehen, so vermag 
das zwar die sowjetische Flottenposition im 
Schwarzen Meer nicht ernstlich zu erschüttern; 
es kann aber Moskaus weiteren Aufmarsch im 
Mittelmeer erheblich beeinträchtigen.

Hier also liegt die andere Schwäche der so-
wjetischen Position im Mittelmeer. Solange die 
UdSSR über die beiden Zugänge zum Mittel-
meer, Gibraltar und die Dardanellen, keine 
militärische Kontrolle besitzt und auch wenig 
Hoffnung hat, sie je zu erlangen, bleiben die 
sowjetischen Nachschublinien verwundbar. 
Ebenso können politische Veränderungen in 
Südosteuropa auf die eine oder andere Weise 
die sowjetische Position im Schwarzen Meer 
schwächen.

III

Der größte Unsicherheitsfaktor für die Sowjet-
union ist die künftige Politik ihrer arabischen 
Klientenstaaten. Zwar hat Jugoslawiens Poli-
tik der Blockfreiheit viel von ihrer Kraft ver-
loren, da sie in den Mittelmeerländern weit-
gehend durch die sowjetische Präsenz neutra-
lisiert wird, aber es wäre falsch, zu behaupten, 
daß die Tage der Block- oder Bündnisfreiheit 
in dieser Region vorüber seien. Wenn je der 
arabisch-israelische Konflikt seine Lösung in 
einer beiderseitig annehmbaren Koexistenz 
findet, kann der Wunsch nach einem ausge-
wogeneren Verhältnis zu den beiden Super-
mächten neu erwachen. Schon jetzt findet man 
in einigen arabischen Staaten wachsendes Un-
behagen über das einseitige Verhältnis — oder 
gar Abhängigkeitsverhältnis — zur Sowjet-
union. Algerien, der Sudan und die VAR haben 
die diplomatischen Beziehungen mit Großbri-
tannien wiederaufgenommen, und Kairo steuert 
behutsam auf eine Wiederannäherung an 
Washington zu. Nasser mag auch bereit sein, 
die diplomatischen Beziehungen zur Bundes-
republik Deutschland wiederaufzunehmen; nur 
dürfte dadurch nicht die heikle Frage der An-
erkennung Ostdeutschlands aufgeworfen wer-
den — und zweifellos würde die Sowjetunion 
auf .diese Anerkennung drängen. Kein arabi-
scher Staat, und am wenigsten die VAR, wagt 
jedoch, die Sowjetunion zu verstimmen, ge-
schweige denn auf ihre Unterstützung zu ver-
zichten. Diese Abhängigkeit ergibt sich natür-
lich aus ihrem Konflikt mit und ihrer Furcht 
vor Israel. Solange dieser Konflikt andauert, 
hat die Sowjetunion einen willkommenen Vor-
wand, ihre Präsenz im Mittelmeer und ihre Ein-
flußnahme auf die arabische Welt fortzusetzen.



Am stärksten bemühen sich die Sowjets um die 
VAR, nicht nur, weil sie die Führerin der 
„progressiven" arabischen Staaten ist, sondern 
auch deshalb, weil sie einen Schlüssel zu 
Afrika und — durch den Suezkanal — zum 
Indischen Ozean darstellt. Ohne Einverständ-
nis Kairos wäre es für die Sowjetunion viel 
schwieriger, sich ihren Einfluß in Afrika zu 
bewahren, und es wäre für sie praktisch un-
möglich, Einfluß im Indischen Ozean auszu-
üben. Seine jetzige günstige Position macht 
sich Moskau zweifellos zunutze, um sich seine 
Rechte auf Benutzung ägyptischer Flotten- und 
Luftstützpunkte zu sichern, die auch wichtig 
für die Verbindung mit Bestimmungsorten wie 
Nigeria oder Aden sind.

Damit kommen wir zum Suezkanal, dem drit-
ten Tor zum Mittelmeer. Seine Schließung hat 
den betroffenen Parteien unterschiedliche Leh-
ren vermittelt. Die europäischen Länder, viel-
leicht mit Ausnahme Großbritanniens, haben 
erkannt, daß für sie der Kanal von seiner 
strategischen Bedeutung das meiste und von 
seiner wirtschaftlichen Bedeutung viel verlo-
ren hat; er wird noch mehr davon verlieren, in 
dem Maße, wie die Kosten des Langstrecken-
transports um das Kap sinken, wie die Ol-
erzeugung sich breiter verteilt und wie die zu-
nehmende Größe der Tanker und Trocken-
frachtschiffe die Benutzung des Kanals unmög-
lich macht. Abgesehen natürlich von der VAR, 
scheinen auch die anderen nahöstlichen Länder 
einschließlich Israels von der Schließung wenig 
berührt zu sein; einige mögen sogar davon 
profitieren.

Für Moskau hingegen muß — wenn unsere 
Annahmen über die langfristige sowjetische 
Strategie richtig sind — der Kanal in Zukunft 
mehr und mehr Bedeutung gewinnen. Das so-
wjetische Bestreben, sich die Mittel zu Inter-
ventionen auf weite Distanz zu verschaffen, 
deutet auf noch weiterreichende Ziele hin. Die 
Sowjetunion bemüht sich bereits um engere 
Beziehungen zu südasiatischen Ländern, beson-
ders zu Indien. Speziell nach Großbritanniens 
Abzug aus den Gebieten östlich von Suez 
könnte dies ein wichtiger sowjetischer Aktiv-
posten werden, falls Chinas Einfluß infolge der 
sich verändernden politisch-militärischen Kon-
stellation in Vietnam wächst. Neben der poten-
tiellen strategischen Bedrohung durch China 

scheint aber noch etwas anderes die Sowjet-
union zunehmend zu beunruhigen: die Mög- i 
lichkeit einer chinesischen Unterwanderung 
verschiedener Befreiungsbewegungen (wie Al-
Fatah in Palästina und die neugeschaffene 
Untergrundorganisation vom Typ der NLF in 
Kaschmir), die in einigen ihrer Klientenstaaten 
aktiv sind.

Da ihre Häfen an der Pazifikküste zu weit ent-
fernt und außerdem mehrere Monate jährlich 
durch Eis blockiert sind, wird es der Sowjet-
union schwerfallen, ihre Verpflichtungen zu 
erfüllen, wenn sie keine Manövrierfreiheit im 
Mittelmeer und im Suezkanal hat. Die Sowjets 
scheinen deshalb im Begriff zu sein, die briti- ; 
sehe Geschichte zu wiederholen. Diese hat ge-
lehrt: Wer ein strategisches Verhältnis mit 
Indien haben will, muß den Durchgang über 
die nahöstliche Landbrücke sicherstellen — das 
heißt, durch Suez. Mehr noch: Um ihre Nach-
schublinien und die Fortdauer ihrer Präsenz 
zu sichern, wird die Sowjetunion nicht nur in 
Ägypten, sondern auch in den Anrainerstaaten 
des Roten und des Arabischen Meers und viel-
leicht auch des Persischen Golfs dominieren 
oder gute Beziehungen zu ihnen suchen müs-
sen. Und tatsächlich gibt es schon Hinweise, 
daß Moskau seine ersten Sondierungen in eben 
dieser Richtung anstellt. Zum Beispiel hat es 
dem republikanischen Regime im Jemen be-
trächtliche Luftunterstützung gegen die Royali-
sten geliefert. Die Sowjetunion hat einen 
Hafen in Hodeida an der jemenitischen Küste 
gebaut, und sie hilft den Somalis, einen neuen 
Hafen in Berbera zu bauen. Gleichzeitig leistet 
sie der neugegründeten Republik Südjemen 
umfangreiche Militärhilfe. Sie hat auch ihre 
Beziehungen zum Iran und zu Pakistan verbes-
sert und damit ein Gebiet, das früher der 
Nordflügel der westlichen Verteidigung war, 
in ein Feld des offenen Wettbewerbs zwischen 
Ost und West verwandelt.

Die Verwirklichung dieser weitgespannten 
sowjetischen Ziele scheint noch in ziemlich 
weiter Ferne zu liegen, schon deshalb, weil für 
eine baldige Wiedererötfnung des Kanals nur 
geringe Aussichten bestehen, überraschender-
weise hat die Sowjetunion wenig getan, um 
diese Situation zu ändern; diese läuft schließ-
lich ihren eigenen Interessen ebenso zuwider 
wie denen der VAR, für die jeder Tag der



Schließung einen finanziellen Verlust bedeu-
tet. Zwar mag die Sowjetunion nicht fähig oder 
willens sein, eine rasche Beilegung des gesam-
ten arabisch-israelischen Konflikts zu erzwin-
gen; sie wäre aber unter den augenblicklichen 
Umständen bestimmt in der Lage, nachdrück-
lich Verhandlungen über die Zukunft des 
Kanals zu fordern, wobei sie eventuell ihre 
Flotte als „Garanten" für die freie Durchfahrt 
anbieten könnte. Israel würde einen solchen 
Vorschlag nicht leicht ablehnen können, und 
viele Länder, vor allem Ägypten, dürften ihn 
begrüßen.

Aber der Verwirklichung der sowjetischen 
Ziele stehen vielleicht noch andere Hindernisse 
entgegen. Auf Grund des verfügbaren Mate-
rials müssen wir annehmen, daß scharfe Mei-
nungsverschiedenheiten innerhalb der Sowjet-
führung selbst bestehen. Den vorsichtigeren 
Elementen ist zweifellos klar, daß die Verfol-
gung eines so weitgespannten Ziels wie das 
der ständigen Präsenz im Mittelmeer und im 
Indischen Ozean die sowjetische Wirtschaft 
schwer belasten und viele unbekannte Risiken 
und langfristige Verpflichtungen mit sich brin-
gen muß, die keine Regierung ohne zwingende 
Gründe leichtfertig auf sich nehmen kann. 
Außerdem entwickelt eine solche Politik ihre 
eigene Dynamik, die spätere Sowjetregierun-
gen vielleicht nur noch mit Mühe unter Kon-
trolle halten könnten; britische und amerika-
nische Regierungen haben ja entsprechende 
Erfahrungen schon gemacht. Angesichts der 
jüngsten Lehren aus dem amerikanischen 
Uberengagement in Asien, der Gärung in Ost-
europa und der ungeheuren Wirtschaftspro-
bleme im eigenen Land verfügen die Befürwor-
ter eines vorsichtigen und pragmatischen Kur-
ses über starke Argumente. Sie können auch 
darauf hinweisen, daß ein so extensiver Ein-
satz leicht das Gegenteil der erhofften Wir-
kung hervorrufen könnte: die Sowjetunion 
fände sich plötzlich mit einer Verantwortung 
belastet, die sie nie erstrebt hat, und ihr ein-
ziger Lohn wäre Entfremdung von den Län-
dern, die sie unterstützen wollte. Schon jetzt 
mag die Sowjetführung erkannt haben, daß 
Spannungen zwischen sowjetischen Ausbildern 
und ägyptischen Soldaten eine unvermeidliche 
Nebenwirkung ihrer Anwesenheit in der VAR 
sind — noch verschlimmert durch einen Bot-

schafter in Kairo, der sich aufführt wie Lord 
Cromer in den neunziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts.

Viel wird mithin davon abhängen, wie Moskau 
seine Interessen im Mittelmeer und im Nahen 
Osten definiert und verfolgt. Vielleicht möch-
ten die Sowjets bloß die beste aller Welten 
haben, nämlich durch Ausbeutung von Kon-
flikten Einfluß gewinnen, ihre Präsenz aus-
dehnen und ihre eigenen Interessen fördern, 
ohne größere Verantwortung für die Region 
selbst zu übernehmen. Möglicherweise werden 
sie aber feststellen müssen, daß sie in einer so 
vielgestaltigen Region wie dem Nahen Osten 
und bei so emotionalen Partnern wie den 
Arabern nur die Verantwortung und keinen 
Einfluß bekommen. Oder ihre Bestrebungen 
erzeugen einen neuen Zusammenhalt in der 
westlichen Politik und erwecken alte Ressenti-
ments in der blockfreien Welt. Was Moskau 
auch tut, es wird jedenfalls entdecken, daß es 
kaum möglich ist, die britische Einflußsphäre 
zu übernehmen, ohne sich zugleich die impe-
riale Bürde aufzuladen

IV

Mit der sowjetischen Präsenz im Mittelmeer 
beginnt eine neue Ära für diese Region wie für 
die sowjetische Politik. Die Konfrontation der 
Supermächte dringt damit über Europa hinaus, 
aber sie vollzieht sich hier auf einem anderen 
Niveau und auf andere Art und Weise. Aus 
mehreren Gründen muß man daran zweifeln, 
daß sich diese Konfrontation mit der Zeit zu 
einer mehr oder weniger dauerhaften Koexi-
stenz entwickelt. Es könnte auch das Gegenteil 
geschehen.

Erstens fehlt dem Mittelmeerraum die politi-
sche, ökonomische und ethnische Homogenität, 
die für einen Stabilisierungsprozeß notwendig 
ist. Es gibt keine klar abgegrenzten Einfluß-
sphären, zu deren Respektierung sich beide 
Seiten verpflichtet fühlen würden.

Zweitens ist der arabisch-israelische Konflikt 
besonders gefährlich, weil das sowjetische und 
das amerikanische Engagement nach Art und 
Ausmaß unterschiedlich sind. Gerade diese 
Asymmetrie und das Ungleichgewicht des Ein-
flusses könnten in Krisenzeiten zu schweren 



Fehlkalkulationen führen. Im Gefolge des 
Juni-Krieges ist der sowjetische Einfluß auf 
Ägypten weit stärker geworden als der ameri-
kanische Einfluß auf Israel. Andererseits 
machen die sowjetischen Führer kein Geheim-
nis aus ihrer Absicht, den Gebrauch der Offen-
sivwaffen, die sie der VAR geliefert haben, 
sorgfältig unter Kontrolle zu halten. Ange-
sichts der Tatsache, daß die ägyptischen Streit-
kräfte ganz und gar mit sowjetischen Ausbil-
dern durchsetzt sind, kann man annehmen, daß 
die Sowjetunion verlangt, bei der Planung der 
ägyptischen Strategie und Diplomatie ein Wort 
mitzureden. Es ist schwer vorstellbar, daß die 
Russen Präsident Nasser erlauben könnten, 
eine größere militärische Aktion gegen Israel 
zu unternehmen, ohne daß von vornherein 
sichergestellt ist, daß diese Aktion 1. erfolg-
reich verläuft und 2. nicht zu einer direkten 
Konfrontation mit den Vereinigten Staaten 
führt. Es kann durchaus sein, daß die direkte 
sowjetische Kontrolle wieder verringert wird, 
wenn die Neuausrüstung und Reorganisation 
der ägyptischen Streitkräfte abgeschlossen ist. 
Aber es steht fest, daß in absehbarer Zukunft 
die UdSSR unvergleichlich mehr Einfluß auf 
Ägypten und — in geringerem Maße — auch 
auf Israels andere arabische Nachbarn aus-
üben wird, als die Vereinigten Staaten jemals 
auf Israel ausüben können und ausüben wol-
len. Unter solchen Umständen ist die Gefahr 
groß, daß man die Intentionen und Aktionen 
der anderen Seite falsch einschätzt.

Drittens gibt es kein „Gleichgewicht der Kräfte 
zur See", wie die Erfahrungen der europäischen 
Mächte in früheren Jahren unseres Jahrhun-
derts gezeigt haben. Zwei rivalisierende Flot-
ten haben zweifellos wechselseitig eine große 
Abschreckungswirkung, aber da sie in den An-

rainerstaaten nicht physisch präsent sind, kön-
nen sie dort keinen wesentlichen Einfluß aus-
üben. Folglich fühlt sich kein Mittelmeerland 
in Schranken gehalten oder befürchtet, in einen 
Großmachtkonflikt hineingezogen zu werden. 
Hieraus folgt der vierte und wahrscheinlich 
wichtigste Unterschied zwischen der Konfron-
tation der Supermächte auf dem europäischen 
Kontinent und im Mittelmeer: jetzt, wo die 
beiden Supermächte einander auf See gegen-
überstehen, neutralisieren sie gegenseitig teil-
weise ihren Einfluß auf das umliegende Ter-
ritorium. Sie müssen also einander wechsel-
seitig abschrecken, aber solange sie kollidie-
rende Interessen verfolgen, werden sie kaum 
imstande sein, die Klientenstaaten des Gegners 
abzuschrecken. Infolgedessen gewinnen die 
kleinen Staaten der Region mehr Manövrier-
freiheit bei der Verfolgung ihrer Interessen.

So könnte die Konfrontation der Supermächte 
im Mittelmeer paradoxerweise die umgekehrte 
Wirkung haben wie ihre Konfrontation in Kon-
tinentaleuropa. Die größte Gefahr im Mittel-
meer ist nicht ein direkter Zusammenstoß zwi-
schen den Supermächten; sie liegt vielmehr 
darin, daß die Supermächte zu wenig Kon-
trolle über örtliche Konflikte haben und eines 
Tages in sie hineingezogen werden könnten. 
Früher oder später werden sie, mit noch mehr 
Grund als in Europa, einen modus operandi 
entwickeln müssen, der auf der Einsicht ba-
siert, daß hier aller Voraussicht nach keine 
Seite jemals so viel Kontrolle über die Er-
eignisse haben wird wie in den letzten zwan-
zig Jahren auf dem europäischen Kontinent 
und daß ihre Kontrolle sogar noch weiter 
schrumpfen wird, wenn sie versäumen, ihre 
grundlegenden Interessen zu koordinieren.



Hans Bräker

Die Entwicklungsländer

A. Wirtschaftliche, kulturelle und politische Probleme 
der Entwicklungsländer

I. Definition des Begriffs

Eine Bestimmung dessen, was heute unter dem 
Begriff „Entwicklungsländer" verstanden wer-
den will, ist außerordentlich schwierig. Das 
Problem der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung und des Fortschritts — und damit 
auch das der Versuche, Einfluß darauf von 
außen zu nehmen — hat in der Geschichte im-
mer eine bedeutsame Rolle gespielt und be-
reits im Altertum ähnliche Fragen aufgewor-
fen sowie ähnliche politische, wirtschaftliche 
und geistige Konfliktstoffe erzeugt wie heute. 
Wenn dennoch die Entwicklungsproblematik 
der Gegenwart ihr eigenes und besonderes Ge-
wicht hat, so ist dies insbesondere auf die ver-
änderten politischen, ökonomischen und geisti-
gen Kräftekonstellationen nach dem Zweiten 
Weltkrieg zurückzuführen.

Heute wird der Terminus „Entwicklungslän-
der" in erster Linie zur Kennzeichnung des 
ökonomisch bestimmbaren Unterschiedes zwi-
schen den hochindustrialisierten und den we-
nig oder überhaupt nicht industrialisierten 
Ländern der Welt herangezogen. Demgemäß 
sind die Entwicklungsländer ganz allgemein 
dadurch gekennzeichnet, daß in ihnen der wirt-
schaftliche Wohlstand ein im Vergleich zu den 
Industrieländern erheblich niedrigeres Niveau 
hat. Die aus dieser Feststellung abzuleitende 
Schlußfolgerung müßte sein, daß bei einem 
vergleichbaren Zusammenwirken der klassi-
schen Produktionsfaktoren Arbeitskraft, Boden 
(auch Bodenschätze) und Kapital (Produktions-
mittel und die dafür notwendigen technischen 
und organisatorischen Fähigkeiten: „Know-
how") der Ausgleich des Wohlstandsgefälles 
in erster Linie ein Zeitproblem ist.

Nach dieser Begriffsanwendung würden zu den 
Entwicklungsländern außer den Industrie-
länder Europas (einschließlich der Sowjet-

union), den USA, Kanada, Australien, Neu-
seeland, Südafrika und Japan alle Länder und 
Gebiete der Erde zu zählen sein. Die Entwick-
lungsländer erstrecken sich mithin vornehmlich

auf die subtropischen und tropischen Gebiete, 
die auf der südlichen Halbkugel der Erde 
liegen, also auf den Bereich der sogenannten 
farbigen oder früheren kolonialen Welt.



Von den heute rund drei Milliarden Menschen 
der Erde leben nach dieser Einteilung mehr als 
zwei Milliarden, also mehr als 70 v. H., in den 
Entwicklungsländern und rund 900 Millionen, 
also knapp 30 v. H., in den Industrieländern.

Wie unbefriedigend eine solche Definition und 
Aufgliederung aber bleibt, ist allein aus der 
Tatsache zu ersehen, daß auch in den Indu-
strieländern selbst zum Teil unausgeglichene 
ökonomische Verhältnisse festzustellen sind, 

für die häufig sogar ein relativ starkes Ent-
wicklungsgefälle in einem einzigen Land cha-
rakteristisch ist. Typische Beispiele für die re-
gionale Unterentwicklung innerhalb des Be-
reiches der Industrieländer sind: Griechenland, 
Jugoslawien, Irland, Portugal, Spanien und 
Süditalien. Auch ein großer Teil der europäi-
schen Ostblockländer ist zu diesem Kreis zu 
rechnen. Es bedarf deshalb einer näheren Ana-
lyse der heutigen Problematik der Entwick-
lungsländer.

II. Ursachen und Merkmale der Unterentwicklung

1. Ökonomische Grundlagen

Vergegenwärtigt man sich das Ausmaß des 
Entwicklungsgefälles, das heute noch unverän-
dert den Unterschied zwischen den Industrie-
ländern und den nicht oder nur wenig indu-
strialisierten Ländern kennzeichnet, so wird 
deutlich, daß den wirtschaftlichen Fragen ein 
überragendes Gewicht für die Lösung der Pro-
bleme Asiens, Afrikas und Lateinamerikas bei-
gemessen werden muß.

a) Entwicklungsgetälle

Nach Berechnungen der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO), die sich auf Statistiken der 
Volkseinkommen für den Jahresdurchschnitt 
1936—1940 stützen, hatten bei Kriegsbeginn 
67 v. H. der damaligen Erdbevölkerung ein 
Durchschnittseinkommen von nicht mehr als 
41 US-Dollar pro Kopf und Jahr, 16 v. H. ein 
solches von etwa 154 US-Dollar und nur 
17 v. H. ein Durchschnittseinkommen von 461 
US-Dollar. Noch 19.50 wurden in den Ländern 
des Fernen Ostens, in denen zu dieser Zeit et-
wa die Hälfte der Menschheit wohnte, nicht 
mehr als 10 v. H. des Gesamtproduktes der 
Erde produziert, während demgegenüber in 
den USA und in Kanada, mit einem Anteil von 
nur 7 v. H. an der Weltbevölkerung, fast 43 
v. H. produziert wurden. Die sich schon in die-
sen wenigen Zahlen dokumentierende radikale 
internationale Ungleichheit hat sich bis heute 
nicht geändert. Zwar konnte das Durchschnitts-
einkommen pro Kopf der Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern bis etwa zur Gegenwart 

auf annähernd 100 US-Dollar erhöht werden, 
doch drückt sich in dieser Zahl vornehmlich die 
Preisentwicklung nach dem Kriege aus und 
nicht etwa eine Verbesserung des Lebens-
standards. Das Durchschnittseinkommen in den 
westlichen Industrieländern liegt zudem heute 
bei weit mehr als 800 US-Dollar, im Falle der 
USA sogar bei rund 2000 US-Dollar.

b) Demographische Probleme

Dieses ohnehin schon krasse ökonomische Miß-
verhältnis ist durch eine weitere Gegebenheit 
in Gefahr, sich noch erheblich zu verschlech-
tern, nämlich durch das überraschend schnelle 
Wachstum der Bevölkerung. Die Rate des Be-
völkerungszuwachses beträgt z. B. in Asien 
jährlich ungefähr 1,7 v. H., das sind ca. 25 Mil-
lionen Menschen. Bleibt diese Zuwachsrate 
vorerst gleich, woran nicht zu zweifeln ist, so 
wird der absolute jährliche Zuwachs bereits 
etwa 1970 50 Mill. Menschen betragen und die 
Gesamtbevölkerung Asiens im Jahre 1985 auf 
mehr als 3 Mrd. Menschen gestiegen sein. Sie 
wird also damit die Zahl aller gegenwärtig auf 
der Erde Lebenden erreicht, wenn nicht sogar 
überschritten haben. Es gibt noch keinerlei An-
zeichen dafür, daß die unvermindert hohen Ge-
burtenraten, die in den bevölkerungsstärk-
sten Entwicklungsländern aller Kontinente 
sogar noch höher liegen — zum Teil sind es 
zwei v. H. im Jahr oder mehr — in absehbarer 
Zeit sinken werden. Demgegenüber konnte 
durch den Einsatz modernster hygienischer 
Mittel eine schnelle Senkung der Sterblich-
keitsrate erreicht werden:



Diese Tatsache kann zwar als das erfreuliche 
Ergebnis einer weltweiten internationalen 
Kooperation gewertet werden, obwohl diese 
Erfolge anderseits zu einer erheblichen 
Verschärfung der sozialen Spannungen in den 
Entwicklungsländern führten. Das Wachstum 
der Bevölkerung hat ökonomisch stagnierend 
gewirkt und zur Folge gehabt, daß jede müh-
sam erzielte Produktivitätssteigerung gewis-
sermaßen sofort wieder „aufgegessen" wurde.

c) 'Weltwirtschaftliche Einordnung

Weltwirtschaftlich ist die Stellung der Ent-
wicklungsländer noch immer weitgehend durch 
ihre handelspolitische Ausrichtung auf die Pro-
duktionsstrukturen der Industrieländer ge-
prägt. Sie stellen fast ausnahmslos Monokul-
turen dar, erzeugen also landwirtschaftliche 
und industrielle Rohstoffe, welche die Indu-
strieproduktion der Industriestaaten ergänzen. 
Nach Angaben des GATT tauschten die west-
lichen Industrieländer Anfang der sechziger 
Jahre insgesamt 60 v. H. ihrer Ausfuhren un-
tereinander aus, die Entwicklungsländer hin-
gegen nur 30 v. H. Von den Entwicklungslän-
dern lieferten die nichteuropäischen Länder 
des Sterlingraumes nur etwa 11 v. H., die la-
teinamerikanischen Länder nur 9 v. H. und 
die früheren überseeischen Kolonien Europas 
sogar nur etwa 6 v. H. ihrer Gesamtexporte 
jeweils in den eigenen Raum.

Diese Zahlen haben sich in den letzten Jahren 
eher verschlechtert als verbessert. Sie zeigen, 
daß die Wirtschaft der Entwicklungsländer 
noch heute aus einem untereinander und zur 
Weltwirtschaft nur wenig arbeitsteiligen Bin-
nenkreislauf besteht, der in der Regel von der 
landwirtschaftlichen Produktion — und hier 
sogar noch weitgehend von der Produktion für 
die Eigenversorgung — sowie von der Produk-
tion industrieller Rohstoffe bestimmt wird. 
Diese Zahlen zeigen weiterhin, daß nur durch 
eine Umstrukturierung der Austauschverhält-
nisse in der gesamten Weltwirtschaft nach 
Ausrichtung, Umfang und Zusammensetzung 
den wirtschaftlichen Problemen der Entwick-
lungsländer beizukommen ist.

Gerade hieraus ergeben sich für die Industrie-
länder mit marktwirtschaftlicher Ordnung eini-
ge schwerwiegende Probleme. Vorerst müssen 

die Entwicklungsländer vor allem danach stre-
ben, den Absatz ihrer Erzeugnisse im Ausland, 
vor allem auf den Märkten der westlichen In-
dustrieländer, sowohl mengenmäßig als auch 
preislich langfristig sicherzustellen. Die Welt-
marktpreise für diese Erzeugnisse waren 
jedoch seit Kriegsende immer sehr starken 
Schwankungen unterworfen. Ein langfristiger 
Absatz zu festen Preisen setzt auch die Bereit-
schaft der Industrieländer voraus, einen Teil 
ihrer landwirtschaftlichen und industriellen 
Rohstoffimporte mit Preisen zu bezahlen, die 
oft weit über denen auf dem Weltmarkt 
liegen.

d) Handelspolitische Probleme

Kein marktwirtschaftlich orientierter Staat 
kann aber seine Wirtschaft ohne Gefahren für 
die von ihm vertretene Wirtschaftsordnung zu 
solchem Handeln zwingen. Darauf ist es in er-
ster Linie zurückzuführen, daß die Industrie-
länder bisher nicht in der Lage gewesen sind, 
den Entwicklungsländern bei der Lösung ihrer 
handelspolitischen Probleme wirksam zu hel-
fen. Auch die Bemühungen über- und interna-
tionaler westlicher Organisationen, der Regie-
rungen oder sogar der Wirtschaft über ihre 
Selbstverwaltungsorgane unmittelbar, diese 
schwierigen Probleme zu lösen, haben bisher 
zu keinem Ergebnis geführt. Untersuchungen 
der Vereinten Nationen sowie des GATT und 
auch die Beratungen der Welthandelskonferen-
zen in Genf 1964 und in New Delhi 1968 zei-
gen, daß sich unter den gegebenen weltwirt-
schaftlichen Bedingungen langfristig wirksame 
handelspolitische Lösungsmöglichkeiten kaum 
anbieten. Soweit die von den Entwicklungs-
ländern angestrebten Stabilisierungsmaßnah-
men durch entsprechende Abkommen mit In-
dustrieländern bisher überhaupt praktiziert 
worden sind, haben sie im Zv eifelsfolle zu 
einem kurzfristigen Entlastungseffekt geführt, 
nicht aber ein stetiges Ansteigen der Volks-
einkommen bewirkt, das überhaupt erst die 
Voraussetzung für den für die Entwicklungs-
finanzierung notwendigen Kapitalbildungspro-
zeß schafft.

Alle Erfahrungen mit Bestrebungen der Ent-
wicklungsländer zeigen, daß mit solchen Stabi-
lisierungsmaßnahmen noch nichts Entscheiden-
des für deren langfristige, organische wirt-



schaftliche Entwicklung getan wird. Sie bergen 
im Gegenteil sogar die Gefahr in sich, daß die 
monokulturellen Produktionsstrukturen nicht 
nur nicht geändert, sondern vielmehr noch 
stärker ausgeweitet werden.

e) Technische Lücke

Die Probleme der Entwicklungsländer werden 
schließlich noch dadurch erheblich verschärft, 
daß sich auch die Industriestaaten in einer Ent-
wicklung befinden, die stürmischer ist als je-
mals zuvor. Mit der Nutzung der Kernchemie, 
der Polymerisationschemie, der modernen Fa-
brikationstechnik usw. wurde ein völlig neues 
Tempo der Weiterentwicklung möglich und 
sind dynamische Kräfte freigesetzt worden, 
welche die hochentwickelten Länder in die 
Lage versetzen, durch planmäßige Forschung 
Entwicklungssprünge in völliges Neuland zu 
unternehmen. An die Stelle der bisher schritt-
weisen technischen Entwicklung, deren Grund-
lage das mechanistisch-cartesianische Weltbild 
bildete und die im wesentlichen durch „Genie-
Blitze" einiger überragender Erfinder gekenn-
zeichnet war (wie z. B. Arkwright, Liebig, Edi-
son, Siemens, um nur einige zu nennen), ist nach 
dem Zweiten Weltkrieg die systematische For-
schung durch „Team-Arbeit", im Gegensatz 
zum Fortschrittsglauben, der noch die erste 
Hälfte unseres Jahrhunderts beherrschte, eine 
bewußte Zukunftsplanung getreten.

Daraus haben sich auch für die hochindustria-
lisierten Länder Konsequenzen ergeben, die 
sich in einer weitgehenden Veränderung ihrer 
eigenen Entwicklungsbedingungen nieder-
schlagen. Ginge es für die Entwicklungsländer 
nur um das Aufholen eines ökonomischen Ent-
wicklungsvorsprungs, dann wäre möglicher-
weise das Entwicklungsgefälle in der Welt in 
einer absehbaren Zeit zu beseitigen. Die Län-
der Asiens, Afrikas und Lateinamerikas befin-
den sich aber in einer ungleich schwierigeren 
Lage. Ohne Ausnahme haben sie nicht etwa 
nur einen ökonomischen Entwicklungsvor-
sprung aufzuholen oder sogar „nur" Gradun-
terschiede im technischen Entwicklungsniveau 
auszugleichen. Sie sind vielmehr eben erst im 
Begriff, die Grundlage für eine Industrialisie-
rungsstufe zu schaffen, die in Europa bereits 
im 19. Jahrhundert eine Realität war. Selbst

diese Entwicklung in Europa wäre aber un-
möglich gewesen ohne die schon im Laufe des 
17. bis 19. Jahrhunderts gewonnenen natur-
wissenschaftlichen Erkenntnisse. Bereits in der 
mit Beginn des 18. Jahrhunderts einsetzenden 
Nutzbarmachung der Naturkräfte liegt der 
Schlüssel für eine nie vorher dagewesene Ver-
besserung der Lebensmöglichkeiten der Men-
schen. Und erst auf dieser Grundlage haben 
sich in Europa dann die tiefgreifenden Umwäl-
zungen der gesellschaftlichen Verhältnisse 
vollzogen, in deren Verlauf große moderne 
Industriestaaten entstanden sind.

2. Kultursoziologische Probleme

a) Frühe Hochkulturen und ökonomischer 
Fortschritt

Aus all diesen Tatsachen ergeben sich die 
vielleicht schwierigsten Spannungsfelder: Der 
Entwicklungsprozeß, den die heute führenden 
Industrieländer der Welt durchlaufen haben, 
gipfelt in einer Technisierung des Lebens 
schlechthin, die über die engeren Grenzen von 
Technik und Wirtschaft hinaus auch alle Be-
reiche des kulturellen und staatlichen Lebens 
erfaßt und geprägt hat. Während sich aber die-
se Entwicklung in Europa über Jahrhunderte 
hinweg und noch dazu in einer großen räum-
lichen Isolierung, das heißt ohne wesentliche 
Beeinflussung von außen vollziehen konnte, 
werden die heutigen Entwicklungsländer erst 
durch die auf Grund dieser Technisierung er-
folgte Revolutionierung der Kommunikations-
mittel gewissermaßen schlagartig mit dem ge-
genwärtigen Entwicklungsstadium und Lebens-
standard der Industrieländer Europas und 
Amerikas konfrontiert. Das Bedrohliche der 
heutigen Weltsituation liegt darin, daß die 
Entwicklungsländer dieses Entwicklungssta-
dium unter überspringen aller vorausgegange-
nen Stadien der organischen Wirtschafts- und 
Sozialentwicklung in Europa glauben errei-
chen zu können und daß sie sich davon eine 
schnelle Lösung ihrer eigenen ökonomischen 
Probleme oder doch zumindest eine weitge-
hende Verbesserung ihrer angespannten Si-
tuation versprechen.

Die heute zu lösenden Probleme sind aber un-
gleich schwieriger. Ihre Bewältigung muß vor 



allem dann hoffnungslos bleiben, wenn nicht 
auch die tiefen kulturhistorischen und soziolo-
gischen Unterschiede berücksichtigt werden, 
die das Spannungsverhältnis zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern kennzeichnen 
und — besonders, wenn auch nicht nur, in Be-
zug auf Asien — in einem gegenseitigen Über-
legenheitsbewußtsein und -anspruch Ausdruck 
finden.

b) Spannungsverhältnis Orient — Okzident

Die frühe Befruchtung des Abendlandes durch 
die „primären Hochkulturen" des Orients ist 
eine unleugbare Tatsache, die viel stärker als 
bisher das Bewußtsein der Industrieländer be-
herrschen sollte.

Andererseits muß aber auch ins Bewußtsein 
gerufen werden, daß es die Herausbildung 
einer spezifisch abendländischen Wissenschaft 
war, die ursächlich bewirkt hat, daß nur im 
Abendland „Kulturerscheinungen auftraten, 
welche ... in einer Entwicklungsrichtung von 
universeller Bedeutung und Gültigkeit lagen" 
(Max Weber). Empirische Kenntnisse, Nach-
denken über Welt- und Lebensprobleme, phi-
losophische und auch theologische Weisheit 
tiefster Art, Wissen und Beobachtung von 
außerordentlicher Sublimiertheit, hat es frag-
los auch in Indien, China, Ägypten und in den 
anderen Ländern des Entwicklungsraumes ge-
geben — vielleicht sogar in einer Tiefe, wie 
niemals in Europa. Doch rationale Wissen-
schaft im heutigen Sinne des Wortes ist erst 
durch das rationale Denken im Abendland 
möglich geworden. Und erst in ihrem Gefolge 
ist auch das Entstehen einer rationalen Tech-
nik möglich gewesen, welche die „primären 
Hochkulturen" überhaupt nicht gekannt haben 
und welche die heutigen Entwicklungsländer 
Asiens und Afrikas erst in der Gegenwart ken-
nenzulernen und zu verstehen beginnen 
(Alfred Weber). Wir wissen, welche Schwierig-
keiten es ihnen vorerst noch bereitet, diese 
Technik „zu bewältigen" und sie dem eigenen 
Entwicklungsprozeß zunutze zu machen.

Erst im Gefolge dieser rationalen Wissen-
schaft ist letztlich auch jene abendländische 
Kultur entstanden, die sich von jeder anderen 
durch das Vorhandensein von Menschen mit 
einem rationalen Ethos der Lebensführung 
unterscheidet.

Zu den der abendländischen Kulturentwick-
lung eigentümlichen und sie bestimmenden 
Grundzügen gehört es auch, daß es nur hier 
den „Staat im modernen Sinne mit gesatzter 
Verfassung, Fachbeamtentum und Staatsbür-
gerrecht" gibt, für den es zwar im Orient eini-
ge Ansätze gegeben hat, die aber nie zur vol-
len Entwicklung gelangen konnten, daß nur 
hier ein Recht entstanden ist, „das von Juri-
sten geschaffen, rationell interpretiert und an-
gewendet wird" und daß sich endlich „nur im 
Okzident.. . der Begriff des Bürgers ... findet, 
weil es auch nur im Okzident eine Stadt gibt 
im spezifischen Sinne des Wortes" (Max We-
ber).

Alle diese und andere Voraussetzungen, auf 
die hinzuweisen hier nur unzureichend Raum 
gegeben ist, sind bestimmend gewesen für die 
Entstehung jener „rationalen Arbeitsorganisa-
tion", jener „unternehmungsweisen Organisa-
tion der Arbeit" und für die „Aufhebung der 
Schranken zwischen Binnenwirtschaft und 
Außenwirtschaft, Binnenmoral und Außenmo-
ral, das Eindringen des händlerischen Prinzips 
in die Binnenwirtschaft und die Organisation 
der Arbeit auf dieser Basis", welche entschei-
dende Wesenselemente nur des abendländi-
schen „Kapitalismus" geworden sind. Der Ter-
minus „Kapitalismus" ist in diesem Zusam-
menhang nicht als nationalökonomischer Fach-
ausdruck oder Ordnungsbegriff, sondern viel-
mehr als ein soziologischer, von historischem 
Leben erfüllter Begriff zu verstehen, in dem 
„die Selbsterkenntnis einer hundertjährigen 
Epoche aufgespeichert ist, die den Kapitalis-
mus nicht nur als ein ökonomisches System 
der Besitzverteilung, sondern als ein ganzes 
Lebens- und .Kultursystem' erkannte" (Max 
Scheler).

Die ökonomische Entwicklung Europas und 
Amerikas in der Neuzeit ist deshalb auch nicht 
einfach dadurch schnell nachvollziehbar, daß 
die Entwicklungsländer sich der hier entwik-
kelten Wirtschaftstheorie und der Wirtschafts-
praxis oder der sie heute bestimmenden Er-
rungenschaften „bedienen". Der Versuch, auch 
den ökonomisch-technischen Entwicklungsvor-
sprung der wirtschaftlich hochentwickelten 
Länder aufzuholen, kann nur dann zu den er-
hofften Resultaten führen, wenn es den Ent-
wicklungsländern gelingt, sich deren Erfah-



rungen in einer Weise nutzbar zu machen, die 
nicht in Widerspruch zur eigenen kulturhisto-
rischen Entwicklung und soziologischen Struk-
tur tritt. Nur dann ist auch eine organische 
eigene Weiterentwicklung zu gewährleisten. 
Gelingt dies jedoch nicht, so ist es unvermeid-
lich, daß sich die ohnehin schon aus dem Auf-
einanderprall von alten Hochkulturen und 
westlicher Kultur und Zivilisation entstande-
nen Spannungen noch weiter verschärfen, de-
ren zwangsläufige Folgen auch die weitere 
Entwicklung, ja sogar Existenz der hoch-
industrialisierten Länder ernsthaft in Frage 
stellen müssen.

Mit diesen Überlegungen gewinnt die Frage 
nach den besonderen Bedingungen Bedeutung, 
unter denen sich die Entwicklung in den Län-
dern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas voll-
ziehen muß.

c) Statische Gesellschaft

Für die heutige Problematik der Entwicklungs-
länder ist die Kluft zwischen westlicher Dyna-
mik und nicht-westlicher vergleichsweiser Sta-
tik typisch. Ihre wesentlichen soziologischen 
Kennzeichen lassen sich in den vorstehenden 
Überlegungen erkennen; sie können (nach Ri-
chard F. Behrendt) zusammenfassend wie folgt 
umrissen werden:

Bei den Gesellschaftssystemen in mehr oder 
weniger allen Entwicklungsländern handelt es 
sich um traditionell und vor allem religiös un-
terbaute Schichtungsstrukturen, die auf Kasten 
oder Stände gegründet sind, denen man durch 
Geburt zugehört. Die Rechte und Pflichten, der 
Lebens- und Arbeitsstil, das Einkommens- und 
Bildungsniveau ihrer Mitglieder sind durch 
diese Zugehörigkeit festgelegt.

Die Gesellschaftssysteme der Entwicklungslän-
der sind durch überwiegend „statische" Verfah-
rensweisen in Technik und Wirtschaft gekenn-
zeichnet; sie beschränken sich zumeist auf den 
Gebrauch von Instrumenten und Appara-
turen.

Sie stellen in der Regel autoritäre Herrschafts-
ordnungen monarchistisch-absolutistischen 
oder oligarchisch-feudalistischen Typs dar, 
dessen Wurzeln vor allem im Religiösen zu 
suchen sind (Hinduismus, Buddhismus, Islam).

Infolgedessen ist in den Gesellschaftssystemen 
des Entwicklungsraumes durchweg auszuge-
hen von einer starken Ungleichheit der Eigen-
tumsverteilung zwischen einer schmalen Groß-
grundbesitzerschicht und einer breiten besitz-
losen oder armen, zumindest bodengebunde-
nen Masse mit engen Beziehungskreisen und 
vorwiegendem Analphabetentum.

Soweit in diesen Gesellschaftssystemen ein 
„Mittelstand" im Sinne des Besitz- und Bil-
dungsbürgertums West- und Mitteleuropas 
festgestellt werden kann, ist er zahlenmäßig 
unbedeutend und kulturell oder rassisch un-
einheitlich.

Integrierende Bedeutung kommt, wie sich aus 
den vorstehenden Darlegungen vor allem er-
gibt, den sogenannten Primärgruppen mit 
„Gemeinschafts"-Charakter zu, wie Familie, 
Sippe, Stamm und Gemeinde.

Die wichtigste Wurzel zur Herausbildung der 
vorstehend charakterisierten statischen Gesell-
schaftssysteme muß in dem Einfluß der Reli-
gionen gesucht werden. Hauptsächlich die 
Mißachtung dieses Sachverhaltes ist als Grund 
dafür anzusehen, daß heute noch immer die 
meisten Gesellschaftssysteme in den Entwick-
lungsländern als fatalistisch und infolgedessen 
nur höchst begrenzt entwicklungsfähig ange-
sehen werden; tatsächlich muß aber davon 
ausgegangen werden, daß die Menschen die-
ser Länder in aller Regel nur andere Wertvor-
stellungen haben und daß deshalb auch andere 
Maßstäbe an ihre künftige Entwicklung ange-
legt werden müssen.

3. Politische Einordnung

Es bleibt aber dennoch eine Tatsache, daß der 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwick-
lungsprozeß der Länder Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas durch den Kontakt mit den 
entwickelten, das heißt aber aktiveren Sozial-
systemen Europas in der Zeit der kolonialen 
Expansion ausgelöst worden ist. Erst auf die-
sen Kontakt ist das nach dem Kriege in zu-
nehmender Schärfe sichtbar gewordene eigent-
liche politische Spannungsverhältnis zwischen 
den heutigen Industrie- und Entwicklungslän-
dern zurückzuführen.



a) Wandel der niachtpolitischen Verhältnisse 
I

In diesem Zusammenhang muß aber auch auf 
die parallel zu dieser Entwicklung verlaufende 
Veränderung der politischen Verhältnisse in 
der Welt hingewiesen werden: Die europä-
ischen Großmächte waren zumindest bis zum 
Beginn des Ersten Weltkrieges technisch-wirt-
schaftlich und damit auch machtpolitisch für 
die ganze Welt tonangebend. Die alten Hoch-
kulturen in Asien, im Mittelmeerraum und in 
Mittel- und Südamerika sowie die auf einer 
früheren Entwicklungsstufe stehengebliebenen 
Stammeskulturen (Afrika, pazifische Inselwelt 
usw.) waren durchweg Objekte der Kolonial-
pohitik der europäischen Mächte oder doch zu-
mindest einer weitgehenden wirtschaftlichen 
Ausbeutung (insbesondere Lateinamerika). Der 
technische, wirtschaftliche und machtpolitische 
Vorsprung Europas als Folge der Befreiung 
des Individuums zu Beginn der Neuzeit und 
der industriell-kapitalistischen Revolution 
schien eine gottgewollte Ordnung zu repräsen-
tieren und begründete eine weitgehend euro-
pazentrische Betrachtung aller Probleme der 
Welt.

Die Veränderung dieses Weltbildes wurde 
vor allem durch drei Ereignisse herbeigeführt:

— das Aufsteigen Japans nach 1905 (Sieg im 
russisch-japanischen Krieg) als des ersten 
„farbigen" Staates in den Kreis der damali-
gen Großmächte durch eine staatlich for-
cierte Industrialisierung auf der Basis des 
Privateigentums,

— das Heranwachsen der USA zur führenden 
Wirtschaftsmacht der Welt auf Grund des 
während des Ersten Weltkrieges errunge-
nen wirtschaftlichen Vorsprunges und 
schließlich

— die bolschewistische Oktoberrevolution des 
Jahres 1917 in Rußland und das Industriali-
sierungsexperiment auf kollektivistischer 
Basis mit staatlichem Zwang.

Die weltpolitischen Wandlungen, welche von 
diesen drei Ereignissen ausgingen, fanden je-
doch nur sehr langsam Eingang in das Bewußt-
sein der Regierungen und Menschen Europas.

Die damit verbundene machtpolitische Schwä-
chung der europäischen Großmächte war aber 
andererseits begleitet von einer schnellen 

Ausbreitung des aus vielfachen europäischen 
Wurzeln stammenden freiheitlichen Ideengu-
tes, das vor allem in den fortschrittlichen, 
westlich gebildeten Schichten der kolonialen 
und halbkolonialen Welt einen fruchtbaren 
Boden fand. Die Wurzeln dieser Ideen waren:

— die angelsächsische Form der Menschen-
rechte,

— die französische Revolutionsthese „Frei-
heit — Gleichheit — Brüderlichkeit",

— die Marxsche Idee der Befreiung der unter-
drückten Klassen und

— die Tradition der nationalstaatlichen Sou-
veränität.

Angesichts dieser fundamentalen Veränderun-
gen der weltweiten Kräfteverhältnisse sind 
die von vornherein brüchige Friedensordnung 
auf Grund der Verträge von 1919 und die Ent-
fesselung des Zweiten Weltkrieges durch Hitler 
insoweit nur als Ereignisse zu werten, welche 
die Auflösung der alten Weltordnung des 
kolonialen und wirtschaftlichen Imperialismus 
beschleunigt haben. Mit den Vereinten Natio-
nen, die nach dem Zweiten Weltkrieg auf der 
Grundlage der angelsächsischen Idee einer 
demokratischen Zusammenarbeit gegründet 
wurden, entstand schließlich die geeignete 
Plattform für die politische Wirksamkeit der 
neuen Staaten und ihre Einflußnahme auf die 
weltpolitische Entwicklung.

b) Probleme der „Entkolonialisierung“

Die sogenannte Entkolonialisierung hat zur 
Entstehung selbständiger Staaten in Asien und 
Afrika geführt. Mit der Herauslösung aus den 
früheren Kolonialreichen, das heißt mit der 
Erlangung der völkerrechtlichen Unabhängig-
keit, wuchsen den neuen Staaten Rechte und 
Pflichten zu, die sich gleichermaßen auf die 
Gestaltung und Beeinflussung der internatio-
nalen Beziehungen wie auf die Schaffung sta-
biler innerer Verhältnisse in den Ländern er-
streckten.

Während es jedoch für die neuen Staaten 
selbstverständlich war, die gewonnenen Rech-
te in jeder Hinsicht geltend zu machen, zu 
wahren und zu einer erheblichen Verbesse-
rung ihrer internationalen Stellung zu nutzen, 



wurden die Pflichten keineswegs mit der glei-
chen Selbstverständlichkeit übernommen. Dies 
bezog sich vor allem auf die Stabilisierung der 
ökonomischen Verhältnisse in den eigenen 
Ländern.

Unter Hinweis und Berufung auf die Zeit der 
Kolonialherrschaft und das Verhalten der 
Großmächte in dieser Zeit wurde vielmehr in 
der Regel die Verantwortung für die Schaf-
fung stabiler ökonomischer Verhältnisse in 
den eigenen Ländern auf die ehemaligen Kolo-
nialmächte und die übrigen „reichen" Länder 
der Welt abgewälzt. Die aus der Erlangung 
der Selbständigkeit erwachsenen Pflichten 
wurden von den „unterentwickelten" Ländern 
mit dem Anspruch verbunden, von den „ent-
wickelten" Ländern weitgehend bei der ökono-
mischen Entwicklung unterstützt zu werden; 
die selbst zu übernehmenden Pflichten wurden 
also — bei voller Wahrung der gewonnenen 
Rechte — weithin den hochentwickelten Län-
dern Europas und Amerikas aufgebürdet.

Das lange andauernde Unvermögen der west-
lichen Länder, mit dieser Problematik fertig 
zu werden, hatte seine Ursachen nicht nur in 
deren eigenen Wiederaufbauschwierigkeiten in 
den ersten Nachkriegsjahren, sondern häufig 
auch in ihrer von mehr oder weniger berech-
tigten Schuldgefühlen getragenen Unsicher-
heit, das Verhältnis zu den ehemals abhängi-
gen Ländern neu und den Erfordernissen der 
veränderten Kräfteverhältnisse entsprechend 
zu gestalten.

Die Berufung der meisten Entwicklungsländer 
auf ihre Zugehörigkeit zu alten Hochkulturen, 
von denen auch die abendländische Geschichte 
in entscheidendem Maße beeinflußt worden 
sei, trug ein übriges dazu bei, ein Verantwor-
tungs-, ja Schuldgefühl bei den meisten west-
lichen Ländern zu wecken oder zu nähren. Es 
ging häufig weit über das durch historisch be-
legbare Tatsachen zu rechtfertigende Maß hin-
aus.

Das alles trug dazu bei, eine Art von „Kolo-
nialschuldfrage" entstehen zu lassen, die in 
den westlichen Ländern in aller Breite und mit 
geradezu verblüffender Selbstkritik diskutiert 
wurde. Die erheblichen und zum Teil sogar 
großartigen Leistungen europäischer Länder in

Asien und Afrika — vielfach heute noch die 
einzige Grundlage dafür, daß Verwaltung und 
Wirtschaft einigermaßen funktionsfähig gehal-
ten werden können — verschwanden völlig 
aus dem Blickfeld; sie schieden als Kriterien 
für die Neugestaltung der zwischenstaatlichen 
Beziehungen zu den emanzipierten Ländern 
Asiens und Afrikas weitgehend aus.

c) Ost-West-Konflikt

Die sich schnell nach Kriegsende zuspitzende 
Ost-West-Auseinandersetzung hat nicht zu-
letzt dieser Problematik ein besonderes Ge-
präge und eine bestimmende Richtung gege-
ben. Der anfänglichen Konzeptionslosigkeit 
der Entwicklungspolitik der westlichen Länder 
stand das auf der marxistisch-leninistischen 
Dogmatik beruhende Selbstverständnis der 
Sowjetunion und die daraus hergeleitete Re-
volutionstheorie im weltweiten Rahmen ge-
genüber. Ihre Richtigkeit schien sich eben an 
der westlichen Konzeptionslosigkeit zu be-
stätigen.

Die zunehmenden Differenzen zwischen den 
beiden neuen Weltmächten USA und Sowjet-
union und den von ihnen vertretenen Ord-
nungssystemen bildeten die Voraussetzung für 
eine wachsende Bedeutung der auch zahlen-
mäßig immer stärker werdenden jungen Staa-
ten in Asien, Afrika und Südamerika. In 
dem weltweiten Ost-West-Spannungsverhält-
nis suchten sie von Anfang an in zunehmen-
dem Maße ihren eigenen Weg der Neutralität 
zwischen den Blöcken; sie fand in den Erklä-
rungen auf der Konferenz von Bandung im 
April 1955 ihren ersten Ausdruck. Darin mach-
ten die Entwicklungsländer deutlich, daß sie 
zwar weder den Kapitalismus noch den Kom-
munismus zu akzeptieren oder diese beiden 
Systeme auch nur nach ihrem Gehalt an Frei-
heit für den einzelnen zu überprüfen bereit 
wären, sondern lediglich danach strebten, die 
beiden im Ost-West-Konflikt rivalisierenden 
Ordnungssysteme nach ihrer Brauchbarkeit als 
„Rezept" für die eigene Entwicklung zu beur-
teilen. Auf diese anfängliche Haltung der Ent-
wicklungsländer muß es in erster Linie zurück-
geführt werden, daß sich sowohl Amerika als 
auch die Sowjetunion in der Vergangenheit 
immer reale Chancen für ihre politische Ein-



flußnahme ausgerechnet haben und das zum 
Teil auch heute noch tun.

Erst in den letzten Jahren ist zunehmend deut-
licher hervorgetreten, daß die Entwicklungs-
länder unabhängig vom Ost-West-Spannungs-
verhältnis die soziale und damit auch die poli-
tische Frage und Herausforderung der Gegen-
wart darstellen. Am deutlichsten hat sich dies 
bei den Welthandelskonferenzen in Genf 1964 
und in New Delhi 1968 gezeigt. Auf ihnen 
trat der Ost-West-Konflikt insofern völlig 
in den Hintergrund, als zwar die west-
lichen und vor allem die östlichen Indu-
strieländer ihre konträren politischen und 
ideologischen Positionen auch bei dieser 
Gelegenheit weiterhin vertraten, die Ent-
wicklungsländer selbst aber alle Industrie-
länder völlig unabhängig von ihrer Zugehörig-
keit zum westlich-kapitalistischen oder östlich-
kommunistischen „Lager" in eine „Front" der 
reichen industrialisierten Staaten einordneten, 
von denen sie weit größere Hilfeleistung bei 
der eigenen wirtschaftlichen Entwicklung er-

warten als bisher. Neben die Ost-West-Aus-
einandersetzung ist also in den letzten Jah-
ren mit zunehmender Intensität die Konfronta-
tion der weitgehend auf der nördlichen Halb-
kugel der Erde liegenden „weißen" Industrie-
länder mit den überwiegend auf der südlichen 
Erdhälfte liegenden „farbigen" Entwicklungs-
länder getreten. Die säkulare Auseinanderset-
zung zwischen diesen beiden Bevölkerungs-
gruppen droht immer stärker den Charakter 
eines neuen weltweiten „Klassenkampfes" an-
zunehmen, in dem alle Entwicklungsländer un-
abhängig von ihren internen Differenzen um 
ihre völlige politische Unabhängigkeit von 
den westlichen und östlichen Industrieländern, 
um die wirtschaftliche Verbesserung ihrer Si-
tuation als Voraussetzung für diese Unabhän-
gigkeit und um die soziale Gleichberechtigung 
als „Farbige" in der Welt der „Weißen" kämp-
fen. Mit ihren Forderungen sind die Entwick-
lungsländer heute trotz ihrer machtpolitischen 
Schwächen zu einem entscheidenden Faktor 
der Weltpolitik geworden.

III. Entwicklungspolitik und Entwicklungshilfe

1. Multilaterale Hilfeleistung

Bereits mit der Charta der Vereinten Nationen 
vom 25. Oktober 1945 wurde die Grundlage 
für die Hilfeleistung der Industrieländer an 
die Entwicklungsländer geschaffen. Sie ver-
pflichtet die Mitgliedsländer der Vereinten 
Nationen zur „internationalen Zusammenar-
beit zur Lösung der internationalen Probleme 
auf wirtschaftlichem, sozialem, kulturellem 
oder humanitärem Gebiet" und bezeichnet vor 
allem die Erhöhung des Lebensstandards und 
die Vollbeschäftigung als Voraussetzung zur 
Erreichung dieses Ziels. Auf Grund der Charta 
wurde der Wirtschafts- und Sozialrat 
(ECOSOC) als Unterorganisation der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen gegründet, 
der sich vornehmlich durch seine drei Regio-
nalorganisationen, die Wirtschaftskommissio-
nen für Asien und den Fernen Osten (ECAFE), 
für Lateinamerika (ECLA) und für Afrika 
(ECA), fast ausschließlich mit den wirtschaft-
lichen Problemen der Entwicklungsländer be-
faßt.

Den Vereinten Nationen muß das Verdienst 
zugeschrieben werden, die Initiative zur Neu-
ordnung der weltwirtschaftlichen Verhältnisse 
schon vor Ende des Zweiten Weltkrieges er-
griffen und dabei auch mit aller Deutlichkeit 
herausgestellt zu haben, daß das ganze Aus-
maß der hier anfallenden Aufgaben nur noch 
im weltweiten, zumindest aber im übernatio-
nalen Rahmen richtig gesehen, beurteilt und 
schließlich auch gelöst werden kann. Von die-
ser Erkenntnis und Initiative der Vereinten 
Nationen ist die Entwicklungshilfe der Nach-
kriegszeit. wesentlich geprägt worden. Die 
heute bestehenden Maßnahmen oder Program-
me über- und internationaler Hilfeleistung für 
die Entwicklungsländer sind mehr oder weni-
ger ausnahmslos auf diese Initiative der Ver-
einten Nationen zurückzuführen. Sie umfassen 
heute alle Bereiche der weltweiten wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit und erstrecken sich so-
mit gleichermaßen auf die Währungspolitik 
(Internationaler Währungsfonds), die Handels-
politik (GATT, Internationale Warenabkom-



men, Welthandelskonferenz, Welthandelsrat), 
die Kapitalhilfe (Weltbank, Internationale 
Finanz-Korporation, Internationale Entwick-
lungs-Organisation) und die technische Hilfe-
leistung (Erweitertes Technisches Hilfelei-
stungsprogramm, Sonderfonds).

Besonders muß hervorgehoben werden, daß es 
das Verdienst der Vereinten Nationen ist, die 
Grundsätze einer vor allem die Bedürfnisse 
und die strukturellen Gegebenheiten der Ent-
wicklungsländer selbst berücksichtigenden Hil-
feleistung formuliert und über die vorstehend 
genannten Institutionen und Organisationen 
auch praktiziert zu haben. Wesentlich war da-
bei die Erkenntnis, daß die unabdingbare Vor-
aussetzung für die Verbesserung der ökonomi-
schen Verhältnisse in den Ländern Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas zwar ein massiver 
Kapitaleinsatz der Industrieländer sei, daß 
eine solche Hilfeleistung aber nur dauerhaft 
wirksam sein könne, wenn der damit geschaf-
fene materielle Rahmen durch eine umfassen-
de Technische Hilfeleistung ergänzt wird. Un-
ter diesem Begriff ist nach der Definition der 
Vereinten Nationen nicht nur die umfassende 
Vermittlung von Wissen und Können des ra-
tionellen Produzierens („Know-how") zu ver-
stehen, er umfaßt also nicht nur die Vermitt-
lung von produktionstechnischen, kommerziel-
len und organisatorischen Fähigkeiten, die für 
die wirtschaftliche Tätigkeit im engeren Sinne 
von Bedeutung sind. Vielmehr geht es dabei 
auch und vor allem um die von den Entwick-
lungsländern selbst gewünschte Beratung über 
die Gestaltung der gesellschaftlich-institutio-
nellen Rahmenbedingungen für jede wirt-
schaftliche Tätigkeit überhaupt. Technische 
Hilfe bedeutet mithin auch den Auf- und Aus-
bau der kulturellen Institutionen, insbesonde-
re des Erziehungs- und Bildungswesens, in den 
Entwicklungsländern und ihre Anpassung an 
den gesellschaftlichen Wandlungsprozeß, der 
sich heute in allen Ländern unter dem Einfluß 
der technischen Zivilisation notwendigerweise 
vollzieht.

Die von den Vereinten Nationen erarbeiteten 
Grundsätze bestimmen heute nicht nur die 
Formen der Hilfeleistung der Weltorganisa-
tion selbst, sondern sind richtungweisend 
auch für die übrigen multilateralen (EWG, Co-

lombo-Plan) sowie für fast alle bilateralen 
Hilfeleistungsprogramme in der Welt gewor-
den.

2. Bilateralisierung der Entwicklungshilfe

Wenn die multilaterale Hilfeleistung der 
über- und internationalen Organisationen und 
Institutionen trotz ihrer richtungweisenden 
Konzeption und ihrer materiellen Bedeutung 
nicht nur im Bewußtsein einer breiteren Öf-
fentlichkeit, sondern auch der politisch verant-
wortlich Handelnden immer stärker in den 
Hintergrund getreten ist, so sind die Ursachen 
dafür vor allem wiederum im Ost-West-Kon-
flikt zu suchen.

Die zunehmende außenpolitische Konzentra-
tion und Gebundenheit aller Industrieländer 
im Rahmen der Ost-West-Auseinandersetzung 
nach dem Kriege und die weitgehend darauf 
zurückzuführende, lange andauernde Konzep-
tionslosigkeit der westlichen Länder hinsicht-
lich der Bewältigung der Entwicklungsländer-
problematik schlug sich für lange Zeit in einer 
höchst ünsicheren und unorganischen Politik 
nieder. Sie empfing ihre wesentlichen Impulse 
von den zwar in der Kolonialfrage unbelaste-
ten, andererseits jedoch von zu langer freiwil-
liger außenpolitischer Selbstisolierung gepräg-
ten und deshalb damals weltpolitisch noch 
weithin unerfahrenen Vereinigten Staaten. Die 
Entwicklungspolitik der übrigen westlichen 
Großmächte beschränkte sich demgegenüber 
lange Zeit nur auf die eigenen Kolonialgebiete 
bis zu deren mehr oder weniger freiwilligen 
Herauslösung aus den „Mutterländern" bzw. 
bis zur Emanzipation der meisten bis dahin 
abhängigen Gebiete. Die Bundesrepublik 
Deutschland spielte erst seit der zweiten Hälfte 
der fünfziger Jahre eine erwähnenswerte Rolle 
im Rahmen der westlichen Entwicklungs-
politik.

Obzwar die amerikanische Entwicklungspolitik 
erklärtermaßen von den in der UN-Charta for-
mulierten humanitären Grundsätzen ausging, 
verfolgte sie doch auch eigene außen- und 
wirtschaftspolitische Zielsetzungen: Mit Hilfe 
des Punkt-IV-Programms des früheren ameri-
kanischen Präsidenten Truman sollte einmal 
außenpolitisch vor allem der asiatische Raum 
mit ökonomischen Mitteln gegen die sich aus 



der drohenden kommunistischen Einflußnahme 
ergebenden Gefahren immunisiert werden. 
Darauf ist zunächst zurückzuführen, daß die 
amerikanische Entwicklungshilfe lange Zeit 
vor allem von der Militärhilfe und den sie tra-
genden politischen Grundsätzen geprägt war 
und zum Teil noch heute ist. Gleichzeitig soll-
ten andererseits aber die sich damals aus der 
Umstellung von der Kriegs- auf die Friedens-
Produktion für die amerikanische Wirtschaft 
ergebenden schwierigen Absatzprobleme 
durch die Erschließung der neuen Märkte im 
Entwicklungsraum aufgefangen werden. För-
derung des Außenhandels und des Kapitalex-
portes dienten deshalb zweifellos zunächst 
mehr den eigenen Interessen als denen der 
Entwicklungsländer.

In den Sog dieser amerikanischen „Entwick-
lungspolitik" sind zunächst mehr oder weniger 
alle westlichen Industrieländer geraten. Auch 
sie hatten zwar höchstes Interesse an der Ab-
sicherung des Entwicklungsraumes gegen den 
Kommunismus, mußten jedoch gleichzeitig die 
ökonomischen Mittel, die von den USA dafür 
eingesetzt wurden, unter dem Gesichtspunkt 
der Wahrung ihrer eigenen lebensnotwendi-
gen ökonomischen Interessen sehen und beur-
teilen. Sie waren deshalb bestrebt, mit glei-
chen oder doch ähnlichen Mitteln auf diese 
Räume einzuwirken.

Die erklärten ideellen Ziele der westlichen 
Entwicklungspolitik wurden mithin durch die 
Entfaltung einer stark divergierenden oder so-
gar konkurrierenden politischen und ökonomi-
schen Aktivität der westlichen Länder selbst 
in Frage gestellt. Bei den Entwicklungsländern 
wurden sie zudem weitgehend unglaubwürdig, 
weil diese zur Hauptsache von merkantilem 
Denken geprägte Politik die sich aus monokul-
tureller Strukturierung ergebenden ökonomi-
schen Probleme nicht nur nicht zu lösen ver-
mochte, sondern sie im Gegenteil sogar erheb-
lich verschärfte. Die Vergrößerung der ohne-
hin bestehenden politischen Ressentiments den 
westlichen Ländern gegenüber war eine 
zwangsläufige Folge dieser Politik.

Noch bis in die jüngste Vergangenheit hin-
ein erschöpfte sich die Hilfeleistung aller In-
dustrieländer oft, zeitweilig sogar überwie-
gend, in mehr oder weniger zufälligen han-

delspolitischen Maßnahmen, von denen nach-
haltige Rückwirkungen auf die ökonomische 
und damit auch auf die gesamte kulturelle und 
politische Entwicklung der unterentwickelten 
Länder erwartet wurden, die sich aber doch 
lange Zeit vor allem als exportfördernde Maß-
nahme für die Industrieländer selbst aus-
wirkten.

Es ist deshalb nicht ganz zufällig, wenn die 
Entwicklungsländer der anfänglich multilate-
ral konzipierten, dann aber infolge der welt-
politischen Entwicklung seit Kriegsende sehr 
bald und zunehmend auf die bilaterale Ebene 
verlagerte Entwicklungspolitik und Entwick-
lungshilfe der hochindustrialisierten Länder 
häufig mit zurückhaltender Skepsis begegne-
ten und ihr vielfach sogar nationale politische 
oder egoistische ökonomische Zielsetzungen 
unterstellten.

Obwohl diese lange Zeit und zum Teil auch 
heute noch vorherrschende Einschätzung nicht 
ganz der Grundlage entbehrte, darf dennoch 
nicht übersehen werden, daß die Bilateralisie-
rung der Entwicklungspolitik und der Entwick-
lungshilfe vor allem auf die Politik der So-
wjetunion im asiatischen, afrikanischen und 
lateinamerikanischen Raum zurückzuführen 
ist: Die vorstehend dargestellten Probleme 
schienen durchaus einige der in der „Imperia-
lismus-Theorie" Lenins niedergelegten Merk-
male aufzuweisen. Diese Entwicklung kam 
also den langfristigen Zielsetzungen der 
Außenpolitik der kommunistisch regierten 
Länder entgegen und wurde deshalb entspre-
chend propagandistisch ausgewertet. Die ge-
schickte Ausnutzung der durch eine wenig 
glückliche Politik der westlichen Industrielän-
der bei den Regierungen und Völkern der 
Entwicklungsländer vielfach geweckten Zu-
rückhaltung, Ressentiments oder sogar Aver-
sionen hat außerdem wesentlich zu einer pro-
pagandistischen Einflußnahme der kommuni-
stischen Länder beigetragen, die nicht ohne Er-
folg geblieben ist. Dies war um so bemerkens-
werter, als bis heute sowohl die vom Ostblock 
im Rahmen der Kapital- und Technischen Hilfe 
eingesetzten Mittel als auch der Warenaus-
tausch nur einen Bruchteil der Vergleichs-
werte der westlichen Länder ausmachen.



3. Wandhingen der westlichen 
Entwicklungshilfe

In den letzten Jahren hat sich ein erheblicher 
Wandel in der Gestaltung der westlichen Ent-
wicklungshilfe vollzogen. Er war und ist be-
gleitet von einer deutlichen Veränderung in 
der Einschätzung des Wertes der Hilfeleistung 
von außen für die Entwicklungsländer zugun-
sten der westlichen Industrieländer. Der 
Grund dafür liegt zwar auch darin, daß sich 
inzwischen die Wirkung der wesentlich größe-
ren westlichen Hilfeleistung zunehmend in 
fühlbaren, wenn auch bei weitem nicht aus-
reichenden wirtschaftlichen Fortschritten nie-
derschlägt. Vor allem ist dieser Wandel aber 
auf die immer stärker werdende Erkenntnis 
bei den westlichen Ländern zurückzuführen, 
daß jede Entwicklungshilfe von den politi-
schen, ökonomischen und nicht zuletzt auch 
soziologischen Strukturgegebenheiten der 
Entwicklungsländer selbst auszugehen hat und 
daß ein solcher Ansatz auch den eigenen 
außenpolitischen Zielen weit mehr dient, 
als wenn man umgekehrt eigene Zielsetzun-
gen zum Maßstab für die Entwicklungshilfe 
macht.

Hinter dieser sich jetzt vollziehenden Umorien-
tierung steht die zunehmende Rückbesinnung 
auf die längst vorliegende, allerdings bis heute 
noch immer nur sehr unzureichend für die Poli-
tik erschlossene und nutzbar gemachte Er-
kenntnis der Wissenschaft fast aller Diszipli-
nen, daß die gegebenen Strukturprobleme in 

den Entwicklungsländern ein beträchtliches 
Eigengewicht haben und daß daher die Erfah-
rungsmaßstäbe der europäisch-amerikanischen 
Welt nur in begrenztem Umfang der Zusam-
menarbeit mit diesen Ländern Impulse zu ge-
ben vermögen. Ohne Zweifel ist es auf diese 
Neuorientierung zurückzuführen, daß mehr 
und mehr eine nüchterne, differenzierende Be-
urteilung der Möglichkeiten zur Hilfeleistung 
bei den westlichen Ländern Raum gewinnt, die 
auch auf das lange vorherrschende verhäng-
nisvolle Klischeedenken verzichten kann (z. B. 
Neutralität = Sympathien für den Kommu-
nismus).

Wenngleich diese Neuorientierung der west-
lichen Entwicklungspolitik noch in den Anfän-
gen steckt, läßt sich ihre Wirkung doch schon 
jetzt daran feststellen, daß auch bei den Ent-
wicklungsländern eine vorbehaltlosere Beur-
teilung der westlichen Entwicklungshilfe Raum 
gewinnt, die gleichfalls auf bisher übliche und 
vom Osten genährte Klischeevorstellungen 
verzichten kann (z. B. westliche Entwicklungs-
hilfe = Neokolonialismus). Gleichzeitig ist 
aber auch deutlich feststellbar, daß die östli-
chen Bestrebungen im Entwicklungsraum we-
sentlich nüchterner, wenn nicht sogar mit grö-
ßerer Reserve beobachtet und beurteilt wer-
den. Das ist nicht nur eine Folge des weit 
geringeren Hilfeleistungsvolumens oder der 
Konfrontierung mit totalitären Gewaltakten, 
auch die zunehmende Erkenntnis der ideolo-
gischen, ökonomischen und politischen Grund-
lagen der östlichen Hilfeleistung hat wesent-
lich dazu beigetragen.



B. Kommunismus und Entwicklungsländer

Das heutige Verhältnis der kommunistischen 
Länder zu den Entwicklungsländern und ihre 
praktische Politik in den Ländern Asiens, Afri-
kas und Lateinamerikas wird nur verständlich 
vor dem Hintergrund der ideologischen Ein-
ordnung bei Karl Marx und durch die marxi-
stisch-leninistischen Klassiker.

1. Karl Marx

Ihnen allen ist gemeinsam die Einordnung der 
minder entwickelten Länder Asiens in ein 
europäisches Weltbild, das dem historischen 
und dialektischen Materialismus von Karl 
Marx zugrunde lag.

Für Marx sind allein die den Aufstieg Englands 
im 18. und 19. Jahrhundert charakterisieren-
den wirtschaftlichen Erscheinungen das ver-
bindliche Gesetz, das die Entwicklung zunächst 
aller Länder Europas, dann aber der gesamten 
übrigen Welt bestimmt. Dieses allen Völkern 
zwingend vorgeschriebene „ökonomischeBewe-
gungsgesetz der modernen Gesellschaft" woll-
te er in seinem „Kapital" enthüllen, weil „das 
industriell entwickelte Land [England] . . . dem 
minder entwickelten nur das Bild der eigenen 
Zukunft" zeigt. Keine Gesellschaft kann nach 
Marx Entwicklungsphasen überspringen. Sie 
kann lediglich „die Geburtswehen abkürzen 
und mildern", indem sie von den fortgeschrit-
tenen Nationen lernt. Alle Volker müssen des-
halb auf dem Weg zur klassenlosen industriel-
len Gesellschaft die Phase des Kapitalismus 
durchlaufen: Ohne hochentwickelte kapitalisti-
sche Produktionsweise mit allem dem Kapita-
lismus innewohnenden Widerspruch kein un-
qualifiziertes, aber selbstbewußt werdendes 
und Ansprüche anmeldendes Proletariat, das 
sich schließlich der Produktionsmittel bemäch-
tigt, kein überwinden der „antagonistischen 
Klassen", kein Eintritt in den Endzustand der 
Geschichte.

Auch die minder entwickelten Gebiete außer-
halb Europas sah und beurteilte Marx aus-
schließlich in diesem, durch das Beispiel Eng-

I. Theoretische Grundlagen

lands gezogenen Rahmen. In seinem Aufsatz 
über die britische Herrschaft in Indien kriti-
siert er zwar, daß „England in schnödestem 
Eigennutz" das „ganze Gefüge der indischen 
Gesellschaft niedergerissen" habe, „ohne daß 
auch nur die Spur eines Neuaufbaus sichtbar 
geworden wäre". Er wertet dennoch das Ein-
greifen Englands in Indien positiv, weil da-
durch „die Zerstörung der alten asiatischen 
Gesellschaftsordnung beschleunigt werde und 
damit gleichzeitig die entscheidenden materiel-
len Voraussetzungen für die Entwicklung der 
Produktionsmittel und deren Inbesitznahme 
durch das indische Volk" geschaffen wurden. 
Die endgültige Inbesitznahme der Produk-
tionsmittel durch das indische Volk ist für 
Marx auch erst dann möglich, wenn in Eng-
land selbst „die jetzt herrschenden Klassen 
durch das Industrieproletariat vertrieben" 
worden sind. Auch dies ist jedoch für Marx 
nur das Ergebnis eines dialektischen Entwick-
lungsprozesses, in dem die Kolonien und die 
halbkolonialen Länder eine bedeutsame Rolle 
zu spielen haben: die ständig expandierende 
britische „Manufakturindustrie" sei zwingend 
auf die Vergrößerung der Märkte in Indien, 
Kleinasien, Persien und in China angewiesen, 
die Aufnahmefähigkeit dieser Märkte sei aber 
an die Einfuhr Englands aus diesen Ländern 
gebunden, wie Marx in seinem Aufsatz „Die 
Revolution in China und Europa" am Beispiel 
des Teeimports klarzumachen versucht. Jede 
Störung der meist monokulturellen Erzeuger-
markte dieser Abnehmer englischer Industrie-
produktion müsse deshalb auch zum Preisver-
fall und zu Absatzschwierigkeiten für engli-
sche Industrieerzeugnisse führen. Damit aber 
werde der Funke „in das Pulverfaß des gegen-
wärtigen Industriesystems" geschleudert und 
die „sich seit langem vorbereitende allgemeine 
Krise ausgelöst". Letztlich kann also nach 
Marx der entscheidende Anstoß zu der von 
ihm postulierten grundlegenden Verände-
rung der ganzen Welt nur von dem industriell 
am weitesten entwickelten Land ausgehen.



2. Lenins „Imperialismustheorie"

Bereits in dem 1913 erschienenen Aufsatz „Die 
historischen Schicksale der Lehre von Karl 
Marx", dann aber vor allem in seiner 1917 er-
schienenen Arbeit „Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus" hat Lenin 
die von Marx vertretenen Auffassungen in 
einigen wichtigen Punkten korrigiert.

Für ihn ist der „Imperialismus" seiner Zeit mit 
der „monopolkapitalistischen Phase des Kapi-
talismus" identisch, die gekennzeichnet wird

— durch das Entstehen von Monopolen 
(Trusts, Kartelle, Konzerne), welche durch 
entsprechende Vereinbarungen unter sich 
die Aufteilung der Welt nach Rohstoff- und 
Absatzmärkten vorgenommen haben;

— durch die Entwicklung des Industrie- und 
Bankkapitals zum „Finanzkapital" mittels 
einer zunehmenden Konzentration des Ka-
pitals in den Händen weniger und durch 
Verflechtung von Industrie- und Bankkapi-
tal bis zur Personalunion in den Aufsichts-
räten; die durch Konzentration entstande-
nen Großbanken verfügen über die Ak-
tien- und Kreditgeschäfte der Industrie;

— dadurch, daß an die Stelle des Warenex-
ports in zunehmendem Maße der Kapital-
export in die Länder tritt, die damit in die 
vollständige wirtschaftliche und politische 
Abhängigkeit gezwungen werden;

— durch Zusammenschluß der nationalen Mo-
nopolverbände zu internationalen Mono-
polen, welche die Weltmärkte unter sich, 
das heißt unter Verdrängung jedes Außen-
seiters, aufteilen;

— dadurch, daß diese Aufteilung der Welt 
unter die Großmächte beendet wird und 
daß die zu spät kommenden kapitalisti-
schen Länder Deutschland und Japan eine 
Neuauftteilung durch die Entfesselung 
eines Weltkrieges herbeiführen wollen.

Der „Imperialismus" markiert mithin einen hi-
storischen Wendepunkt, weil ihm zwingend 
die durch die revolutionäre Aktion des Kom-
munismus heraufgeführte „Epoche des Sozia-
lismus" folgen muß. Er stellt nicht nur die 
Hochblüte der industriellen und finanziellen 
Expansion des Kapitalismus dar, sondern ist 

gleichzeitig auch schon gekennzeichnet durch 
alle Züge der „Degeneration" und „Dekadenz"; 
der Imperialismus ist der „absterbende", „ver-
faulende", „parasitäre" Kapitalismus.

Die Gebiete des „Ostens", die „kolonialen und 
halbkolonialen Länder", also die „Entwick-
lungsländer", spielen in dieser Analyse des 
„Imperialismus" eine zentrale Rolle: Die un-
gleichmäßige Verteilung des Kolonialbesitzes 
bringt auch eine ungleichmäßige Entwicklung 
der kapitalistischen Länder mit sich, aus der 
notwendigerweise auch laufend größer wer-
dende Gegensätze erwachsen müssen, die nur 
noch mit Gewalt ausgetragen werden können. 
Die Ausbeutung der kolonialen und halbkolo-
nialen Länder ermöglicht es den „Monokapita-
listen", Extraprofite zu machen, die vor allem 
zur Bestechung der gehobenen Schichten der 
Arbeiterklasse verwendet werden („Arbeiter-
aristokratie"). Insbesondere die Entwicklung 
der englischen Arbeiterklasse ist für ihn Be-
weis dafür, daß der Imperialismus grundsätz-
lich die Tendenz habe, „unter den Arbeitern 
privilegierte Kategorien auszusondern und sie 
von der Masse des Proletariats abzuspalten". 
Nur das russische Proletariat ist für ihn noch 
nicht von den Zersetzungserscheinungen ge-
kennzeichnet, die das Proletariat in den west-
lichen Ländern befallen hat.

Lenin kommt also zu der Auffassung, daß die 
proletarische Revolution nicht, wie von Marx 
postuliert, in dem am weitesten entwickelten 
Land (England), sondern in dem Land, welches 
das schwächste Kettenglied des Kapitalismus 
darstellt (Rußland), ausbrechen muß. Die kolo-
nialen und halbkolonialen Länder und Völker 
sind nach Lenin dabei die natürlichen Verbün-
deten der von Rußland ausgehenden Revolu-
tion: Wenn man sie der weiteren Ausbeutung 
durch die westlichen Industrieländer entzieht, 
muß dies notwendigerweise ernste ökonomi-
sche Krisen und damit zwangsläufig eine neue 
„Pauperisierung" großer Teile der Bevölke-
rung zur Folge haben. Nur die Förderung die-
ser Entwicklung könne die erlahmten revolu-
tionären Kräfte des westlichen Proletariats 
noch einmal entfalten.

Auf dem II. Weltkongreß der Kommunisti-
schen Internationale 1920 in Moskau fand die-
se Auffassung Lenins ihren Niederschlag in 



den „Leitsätzen zur Nationalen und Kolonia-
len Frage", Darin werden alle kommunisti-
schen Parteien zur Unterstützung der „revolu-
tionären Freiheitsbewegung" in den „rückstän-
digen Staaten und Nationen" verpflichtet. Ob-
wohl Lenin aber hier wie auch ein Jahr später 
auf dem III. Weltkongreß der Kommunisti-
schen Internationale immer wieder auf die 
große Bedeutung der „Bewegung in den Kolo-
nialländern" hingewiesen und festgestellt hat, 
daß die „ursprünglich auf die nationale Befrei-
ung gerichtete Bewegung der Mehrheit der Be-
völkerung der Erde sich gegen den Kapitalis-
mus und Imperialismus kehren und vielleicht 
eine viel größere revolutionäre Rolle spielen 
wird, als wir erwarteten", hat er bis zu seinem 
Tode an der Auffassung festgehalten, daß für 
den Fortgang des weltrevolutionären Prozes-
ses den Industriestaaten des Westens der Vor-
rang gebührt. Auch dem Rückzug Lenins auf 
die Sicherung des Sozialismus in Rußland 
(„Lieber weniger, aber besser") lag letztlich 
die Hoffnung zugrunde, nach der endgültigen 
Festigung des Kommunismus durch den Auf-
bau des „Sozialismus in einem Lande" (Stalin) 
vor allem die auf westliche Länder gerichtete 
Politik wiederaufnehmen zu können.

3. Stalin und die nationale
Befreiungsbewegung

Unter Stalin hat sich an dieser Grundhaltung 
nichts geändert, wenngleich er selbst die welt-
revolutionäre Theorie in einigen Punkten mo-
difiziert und sogar weiter ausgebaut hat. Wie 
Lenin ging er dabei von der Vorstellung aus, 
daß die Welt seit der Oktoberrevolution in 
zwei feindliche Lager gespalten sei, in das „ka-
pitalistische" und das „sozialistische". Vorrang 
hatte für ihn die Sicherung der Sowjetunion 
als „Basis der Weltrevolution" und ihre Stär-
kung für die zukünftige Entscheidung des 
weltrevolutionären Kampfes.

In diesen Rahmen wurde von Stalin auch die 
koloniale Problematik eingeordnet. In seiner 
Vorlesung „über die Grundlagen des Leninis-
mus" ging er davon aus, daß die Oktoberrevo-
lution auch die arbeitenden Massen der unter-
jochten Völker des Ostens aus ihrem jahrhun-
dertelangen Schlaf geweckt und in den gemein-

samen Kampf gegen den Weltimperialismus 
einbezogen habe. Aus der nationalen Frage 
als einer Teilfrage der bürgerlichen Revolu-
tion ist nach Stalin die koloniale Frage seit der 
Oktoberrevolution zu einer allgemeinen Teil-
frage der proletarischen Revolution und der 
proletarischen Diktatur geworden. Deshalb 
konnte für ihn die nationale und koloniale 
Frage auch nur in Zusammenhang mit der pro-
letarischen Revolution gelöst werden. Diese 
Auffassung führte ihn zu der Schlußfolgerung, 
daß unter den gegebenen Voraussetzungen der 
Weg zum Sieg der Weltrevolution im Westen 
nur über das revolutionäre Bündnis mit der 
Befreiungsbewegung in den Kolonien und ab-
hängigen Gebieten führen könne. Wenn also 
Asien fiele, würde Europa bald nachfolgen, da 
die kapitalistische Welt mit der Abtrennung 
der Kolonien und abhängigen Länder von den 
industriell entwickelten Mutterländern in ih-
ren Grundlagen erschüttert werden müßte.

Für die Lösung der nationalen und kolonialen 
Frage forderte Stalin eine Strategie und Tak-
tik, die sich den besonderen Bedingungen des 
nationalen Befreiungskampfes in den Kolonien 
anpaßt. Die Frage des Selbstbestimmungsrech-
tes sollte dabei eine besonders herausragende 
Rolle spielen.

Trotz der theoretischen Auseinandersetzung 
mit der Frage der Kolonialländer, die über 
Lenin allerdings in der Grundauffassung nicht 
wesentlich hinausführt, hat sich Stalin aber in 
der Praxis der Problematik der nationalen Be-
freiungsbewegungen gegenüber außerordent-
lich vorsichtig verhalten. Seit die von ihm be-
fürwortete revolutionäre Kampfführung (na-
tionale Befreiungskriege = gerechte Kriege) 
in China nicht zum Erfolg geführt hatte, er-
lahmte sein Interesse für die Entwicklungslän-
der ganz offensichtlich. Das Mißtrauen und die 
Zurückhaltung, die seine Einstellung zum Ent-
wicklungsländerproblem nach dem Zweiten 
Weltkrieg kennzeichnen, dürfte ohne Zweifel 
auch darin begründet liegen, daß die von Tito 
und Mao geführten erfolgreichen nationalen 
Befreiungsbewegungen in Jugoslawien und 
China zu Ergebnissen geführt haben, die den 
Vorstellungen und Zielen der Sowjetunion 
keineswegs entsprachen.



4. Der Staat der nationalen Demokratie

Erst die zunehmende Emanzipation der Ent-
wicklungsländer und ihre wachsende Bedeu-
tung in der Weltpolitik hat zur entscheidenden 
Modifikation, wenn nicht sogar zu einer we-
sentlichen Wandlung der sowjetischen Auffas-
sung in dieser Problematik geführt. Für Chru-
schtschow wurde der sich in dieser Entwick-
lung dokumentierende Zerfall des „imperiali-
stischen Kolonialsystems" zum Ausgangs-
punkt für die Weiterentwicklung der Zwei-
Welten-Theorie zu einer Drei-Welten-Theorie. 
Sie ist bis heute die Grundlage der sowjeti-
schen Entwicklungsländerpolitik geblieben. 
Der Eintritt der Entwicklungsländer in die 
Weltpolitik als völkerrechtlich selbständig 
handelnde Subjekte ist für ihn das nach der 
Entstehung des „sozialistischen Weltsystems" 
wichtigste Merkmal der Nachkriegszeit und 
ein entscheidender Schritt auf dem Wege zur 
Verwirklichung des kommunistischen Endzie-
les, der Weltrevolution. Chruschtschow war 
deshalb auch davon überzeugt, daß für die 
Vermutung Lenins und Stalins, die Entschei-
dung um die zukünftige Gestaltung der Welt 
im Sinne der sowjetischen Zielsetzungen wer-
de in den Entwicklungsländern fallen, jetzt die 
konkreten politischen Voraussetzungen ge-
schaffen sind. Seine ganze Aufmerksamkeit 
richtete sich deshalb auf die Frage, welche 
Mehoden angewandt werden müssen, um die 
weltrevolutionären Chancen in den Entwick-
lungsländern maximal zu nutzen. Chru-
schtschow sah sie darin, daß dieser „Dritten 
Welt" der Entwicklungsländer eine gewisse 
Ungebundenheit und Eigenständigkeit zuge-
standen wird, daß aber alles vermieden wer-
den muß, was auf die Bildung einer „Dritten 
Kraft" hinauslaufen könnte. Sein Ziel war des-
wegen eine Politik, die zur Zusammenfassung 
der „Sozialistischen Länder" und der „Entwick-
lungsländer" im Sinne einer „antiimperialisti-
schen Einheitsfront" zu einer „breiten Zone 
des Friedens" führen sollte.

Die wesentlich größere Bedeutung, die den 
Entwicklungsländern für die Fortführung der 

Weltrevolution im Unterschied zu Lenin und 
Stalin seit 1953 beigemessen wird, findet ihren 
bisher bemerkenswertesten Ausdruck in zwei 
Dokumenten: In der „Erklärung der Beratung 
von Vertretern der Kommunistischen und Ar-
beiterparteien" (der sogenannten „81-Parteien-
Erklärung") und im „Programm der Kommuni-
stischen Partei der Sowjetunion von 1961".

Beide Dokumente widmen dieser Problematik 
wichtige Abschnitte. In der sogenannten „81-
Parteien-Erklärung" wird festgestellt, daß die 
„Kräfte des Weltsozialismus" nicht nur zum 
Erfolg der nationalen Befreiungsbewegung in 
den Entwicklungsländern beigetragen hätten, 
sondern daß auch das Entstehen von souverä-
nen Staaten in Afrika und Asien durch sie 
wesentlich gefördert worden sei. Mit großem 
Nachdruck wird in dieser Erklärung auch auf 
die Bedeutung der sozialistischen Revolution 
in Kuba für die völlige Befreiung der Länder 
Lateinamerikas hingewiesen.

Im Parteiprogramm von 1961 wird darüber 
hinaus der kommunistische Standpunkt zu den 
Entwicklungsländern dahin gehend präzisiert, 
daß die nationale Befreiungsrevolution mit der 
Eroberung der politischen Unabhängigkeit 
noch keineswegs als abgeschlossen gelten 
kann. Mit ihr müßte vielmehr ein tiefgehender 
Wandel im sozialen und wirtschaftlichen Le-
ben und die Lösung der dringendsten Aufga-
ben der nationalen Wiedergeburt einherge-
hen. Die wichtigste Aufgabe der Entwicklungs-
länder müßte deshalb die Beseitigung der 
„Überreste des Kolonialismus" und der „Wur-
zeln der imperialistischen Herrschaft" sein. In 
der Fierauslösung der Entwicklungsländer aus 
dem System der kapitalistischen Weltwirt-
schaft (nichtkapitalistische Entwicklung) und 
in der Umgestaltung der nationalen Befrei-
ungsbewegung in eine „nationaldemokrati-
sche" wird seither die Grundvoraussetzung für 
die Vollendung der „antiimperialistischen, an-
tifeudalen, demokratischen Revolution" und 
für den Übergang zu einer sozialistischen Ent-
wicklung und damit zu einer volksdemokrati-
schen Ordnung gesehen.



II. Entwicklungsländer und kommunistische Außenpolitik

1. Politische Ziele

Wenngleich die Kolonialfrage schon bei Marx 
und in den Erörterungen der marxistischen 
Theoretiker vor Lenin einen hervorragenden 
Platz eingenommen hat, so hat doch erst Lenin 
selbst den heutigen Entwicklungsländern eine 
besondere Bedeutung für den Verlauf der 
Weltrevolution eingeräumt. Das Ziel der mit 
allen Mitteln zu fördernden weltrevolutionä-
ren Entwicklung hat sich bis auf den heutigen 
Tag niemals geändert: Umwandlung der kapi-
talistischen, das heißt der heutigen westlichen 
Gesellschaft in eine kommunistische. Lenins 
Hoffnung, dieses Ziel auf direktem Weg zu 
erreichen, gründete sich noch 1920 auf die feste 
Erwartung, die proletarische Revolution werde 
sehr schnell unmittelbar auf die hochindu-
strialisierten Länder — vor allem auf Deutsch-
land — übergreifen. Erst als sich diese Erwar-
tung nicht erfüllte, stand für ihn 1923 fest, daß 
der Weg in die kapitalistischen Zentren über 
Asien — vor allem über China und Indien — 
zum Erfolg der Revolution führen könnte. Es 
kann aber keinerlei Zweifel daran bestehen, 
daß dieser Weg stets nur als ein Umweg ange-
sehen wurde und daß das Ziel unverrückbar 
dasselbe geblieben ist. Diese grundsätzliche 
Einstellung ist für alle seine Nachfolger be-
stimmend geblieben.

Die Methoden bzw. Etappen, den kolonialen 
Raum zunächst aus dem „imperialistischen La-
ger" herauszubrechen, um ihn dann in das 
eigene Lager einzubeziehen, sind klar festge-
legt. Die Kommunistische Partei (oder ihre 
Tarnorganisationen) in dem zu befreienden 
Land gewährt allen nationalistischen Bewe-
gungen Hilfe und Unterstützung. Für die erste 
Stufe des Befreiungskampfes — Elimination 
der Kolonialmächte als einer politischen Kraft 
— werden alle Bündnispartner akzeptiert, wenn 
sie nur „antikolonialistisch", „antiwestlich" 
sind — selbst jene also, die dann später als 
„feudal" gebrandmarkt werden. Schon die 
zweite Etappe, in der jeder wirtschaftliche und 
finanzielle Einfluß des „Kapitalismus" ausge-
schaltet werden soll, sieht die progressive Ra-
dikalisierung der nationalistischen Bewegung 
vor; die Kommunisten wenden sich immer 

stärker den radikalen Parteien und Gruppen 
zu, weil die Interessen der „Konservativen" zu 
sehr mit denen der „früheren Herren", der 
„Kapitalisten", verbunden sind. Gleichzeitig 
dient diese Etappe aber vor allem der Verbes-
serung der eigenen Organisation und der Be-
mächtigung der wichtigsten Schlüsselstellun-
gen, um schließlich Regierungen und Parteien 
unter Kontrolle zu bekommen. Jede Desorga-
nisation des Regierungsapparates und der 
sozialen Struktur wird mit allen Mitteln ge-
fördert, weil sie selbst einer kleinen und nur 
mittelmäßig organisierten Partei den Weg zur 
Macht ebnet. Die Eroberung der Macht aber 
ist das letzte Ziel, dem jedes Handeln kompro-
mißlos zu dienen hat.

Dieses Schema, hier nur in großen Zügen dar-
gestellt, hängt nicht etwa theoretisch im luft-
leeren Raum, sondern ist durch die praktischen 
Erfahrungen der bolschewistischen Revolution 
begründet, deren laufendes Studium daher 
auch die wichtigste Voraussetzung für jede 
Machtergreifung bildet.

Die kommunistischen Länder unterstützen jede 
solcher Entwicklungen mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln — sei es nun durch 
eine entsprechende Gestaltung oder Ausnut-
zung der offiziellen diplomatischen Beziehun-
gen, durch die Gewährung von „Entwicklungs-
hilfe" oder aber auch durch die Erklärung der 
Bereitschaft zur militärischen Intervention zu-
gunsten revolutionärer Regierungen, wie etwa 
im Suez-Streitfalle.

2. Wirtschaftliche Hilfeleistung als Instrument

In der praktischen Außenpolitik der Sowjet-
union und der übrigen kommunistischen Län-
der haben die Entwicklungsländer jedoch erst 
nach dem Tode Stalins im Sinne der vorstehen-
den Konzeption richtunggebende Bedeutung 
bekommen. Erst seit etwa Ende 1953 leisten 
die Sowjetunion und die übrigen kommunisti-
schen Länder Entwicklungshilfe. Die wirt-
schaftliche Einflußnahme ist bis heute die vor-
herrschende Methode der kommunistischen 
Außenpolitik in den Ländern Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas geblieben.



a) Beteiligung an multilateralen Programmen

Bereits die ersten Maßnahmen der Sowjet-
union auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe 
sollten sich sehr bald als in hohem Maße von 
politischen Gesichtspunkten bestimmte Schrit-
te herausstellen. Bei den Beratungen über die 
Finanzierung der 4. Periode des Erweiterten 
Technischen Hilfeleistungsprogramms der UN 
erklärte sie sich bereit, 1 Million $ für die 
Entsendung von technischen Experten im Rah-
men dieses Programms zur Verfügung zu stel-
len; bis dahin hatten es alle in der UN vertre-
tenen kommunistischen Länder strikt abge-
lehnt, sich an den von der Weltorganisation 
finanzierten Entwicklungsprogrammen zu be-
teiligen. Bereits wenige Monate später, im Fe-
bruar 1954, erklärte der sowjetische Delegierte 
auf der in Kandy/Ceylon abgehaltenen 
10. Jahrestagung der ECAFE erneut die Be-
reitschaft seines Landes, sich hinfort an den 
Hilfeleistungsprogrammen der UN zu beteili-
gen und erläuterte anhand des Beispiels der 
asiatischen Länder die Grundsätze, welche die 
Sowjetregierung gegenüber den Entwicklungs-
ländern insgesamt zu verfolgen gedachte. Da-
bei handelte es sich um ein Fünf-Punkte-Pro-
gramm, mit dem sich die Sowjetunion ganz all-
gemein bereit erklärt, in dieser Regionalor-
ganisation der UN mitzuarbeiten, das aber vor 
allem ihre Entschlossenheit betont, die bilate-
ralen Wirtschaftsbeziehungen mit den Ent-
wicklungsländern auf der Basis von Handels-
verträgen zu intensivieren, in denen auch die 
langfristige Sicherung des Absatzes der Waren 
dieser Länder zu stabilen Preisen und die Lei-
stung von technischer Hilfe durch die Sowjet-
union festgelegt wird.

Auf der ein Jahr später, im März 1955, in To-
kio durchgeführten 11. Jahrestagung der 
ECAFE brachten die sowjetischen Delegierten 
erneut die nachdrückliche Bereitschaft der So-
wjetunion zum Ausdruck, langfristige Han-
delsverträge mit den Entwicklungsländern ab-
zuschließen, in denen fixe Preise, Mengen so-
wie die Möglichkeit, in Landeswährung zu 
zahlen, festgelegt sind. Darüber hinaus bot die 
Sowjetunion in konkreter Form technische 
Hilfeleistung auf dem Gebiet des Kohlen- und 
Erzbergbaus und im Bereich des Maschinen-
baus an.

Mehrere kommunistische Staaten haben seit 
diesen Erklärungen der Sowjetunion die Mit-
arbeit in einer ganzen Reihe von Organisatio-
nen der UN ausgenommen. Die wichtigsten 
von ihnen sind: das Erweiterte Technische 
Hilfeleistungsprogramm (EPTA), der Sonder-
fonds (SF) und eine Reihe von Spezialorgani-
sationen (wie z. B. die Weltgesundheitsorgani-
sation [WHO], die Internationale Arbeits-
organisation [ILO], die Organisation für 
Erziehung und Kultur [UNESCO] oder 
auch die Internationale Atomenergie-Organi-
sation [IAEA]). Bei der Auswahl dieser 
Organisationen haben sie sich jedoch aus-
schließlich von dem Kriterium der größtmögli-
chen Wirkung ihrer Zugehörigkeit zu ihnen 
bei einer Beitragsleistung, die sich jeweils an 
der unteren Grenze der Forderungen der Welt-
organisation bewegt, leiten lassen.

An der Technischen Hilfeleistung kann diese 
Methode am besten klargemacht werden: An 
dem bisherigen Gesamtaufkommen der EPTA 
in den Jahren 1953—1965 von insgesamt 510 
Millionen Dollar beteiligten sich alle kommu-
nistischen Länder zusammen mit nicht mehr 
als rund 23 Millionen Dollar, ein Betrag, der 
nur geringfügig über der Beitragsleistung al-
lein der Bundesrepublik im selben Zeitraum 
liegt (USA: 240 Millionen Dollar). Noch kras-
ser ist das Bild beim SF, an dessen Gesamtauf-
kommen bis 1965 mit 420 Millionen Dollar die 
USA mit 175, die Bundesrepublik mit 27, die 
Sowjetunion hingegen mit nur 7 Millionen 
Dollar beteiligt war. Die hinter dieser Art der 
Beteiligung stehende Politik wird deutlich, 
wenn man sich vergegenwärtigt, daß jedes be-
teiligte Land ungeachtet der Höhe seiner Bei-
tragsleistung über eine Stimme verfügt. Darin 
liegt auch die Erklärung dafür, daß die kom-
munistischen Länder es bis heute strikt abge-
lehnt haben, sich auch an der Kapitalhilfelei-
stung der UN (Weltbank [IBRD], Internatio-
nale Finanz-Korporation [IFC], Internationale 
Entwicklungs-Organisation [IDA]) zu beteili-
gen, da hier die Stimmverhältnisse strikt an 
die Höhe der Kapitalbeteiligung der einzelnen 
Länder gebunden sind.

b) Vorrang der Bilateralität

Wie die bereits genannten fünf Grundsätze er-
kennen lassen, hat die Sowjetunion von An-



fang an das Schwergewicht ihrer Beteiligung 
an der Hilfeleistung für Entwicklungsländer 
auf die bilaterale Ebene gelegt. Im Unter-
schied zu den multilateralen Programmen bie-
tet naturgemäß nur sie die Möglichkeit, eine 
von Land zu Land unterschiedliche Politik zu 
betreiben, die primär an den außenpolitischen 
Zielsetzungen der kommunistischen Länder 
und nicht an den ökonomischen Erfordernissen 
der Entwicklungsländer orientiert ist. Das cha-
rakteristische Merkmal dieser Hilfeleistung 
seit 1954 ist, daß sie unter Einsatz von weitaus 
geringerem Kapital lange Zeit eine zum Teil 
erheblich größere psychologische Wirkung ge-
habt hat als die vergleichsweise wesentlich 
größere wirtschaftliche Hilfeleistung der west-
lichen Länder. Die außenpolitische Bedingtheit 
der bilateralen östlichen Entwicklungshilfe ist 
insbesondere an den Schwerpunkten, die dabei 
gebildet wurden, zu erkennen. Sie wurden seit 
1954 je nach der Entwicklung der außenpoliti-
schen Beziehungen da gebildet, wo Möglich-
keiten gegeben waren, die Spannungen zwi-
schen den Entwicklungsländern und den west-
lichen Ländern zu verstärken oder zu ver-
größern. Solche Schwerpunkte haben der 
außenpolitischen Situation entsprechend z. B. 
zunächst im süd- und südostasiatischen Raum 
(Afghanistan, Indien, Indonesien und Birma), 
dann im Nahen Osten (Ägypten, Syrien, Je-
men, Irak), in Afrika, wo den jeweils zu 
voller Souveränität gelangten jungen Staaten 
vor allem wirtschaftliche Hilfe angeboten 
worden ist, in Mittelamerika (Kuba) und 
wiederum im Nahen Osten (Israel-Krieg, 
arabische Länder) gelegen. Auf diese Weise 
hat die Sowjetunion ihre Hilfeleistung jeweils 
den eigenen außenpolitischen Möglichkeiten 
und nicht etwa den ökonomischen Erforder-
nissen der einzelnen Entwicklungsländer an-
gepaßt. Dabei hat die militärische Hilfeleistung 
keine geringere Rolle gespielt als die wirt-
schaftliche.

c) Arten der bilateralen ökonomischen 
Hilieleistung

Diese Feststellung trifft auch für die einzel-
nen Gebiete der praktischen wirtschaftlichen 
Hilfeleistung der Sowjetunion zu: Alle von 
ihr im Bereich der Kapitalhilie bisher gelei-
stete oder angebotene Entwicklungshilfe kon-

zentriert sich nahezu ausschließlich auf solche 
Objekte, die den vorrangigen Aufbau einer 
Schwerindustrie gewährleisten und die Ent-
wicklungsländer in ihrer langfristigen Planung 
zu einer immer stärkeren Ausweitung der 
staatlich gelenkten Wirtschaftstätigkeit bezie-
hungsweise zu einer immer stärkeren Einen-
gung der privatwirtschaftlichen Möglichkeiten 
zwingen sollen. Die Entwicklung der Länder 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas in der 
Nachkriegszeit hat gezeigt, in welchem Maße 
hier der Aufbau einer Schwerindustrie zu 
einer nationalen Prestigefrage geworden ist 
und bis heute von ihnen als unerläßliche Vor-
aussetzung für die Erlangung, Ausübung, Festi-
gung oder Erweiterung von Macht und Einfluß 
empfunden wird und welche Bedeutung ihm 
von allen „jungen" Völkern als sichtbares Zei-
chen für die erreichte Unabhängigkeit, die 
Gleichberechtigung mit den hochentwickelten 
Ländern der Welt und das Mitspracherecht in 
allen wichtigen Fragen der Weltpolitik und 
der Weltwirtschaft beigemessen wird. Der vor-
rangige industrielle Aufbau der Sowjetunion 
seit 1917 wurde und wird deshalb von den Re-
gierungen der meisten Entwicklungsländer 
vielfach als Modell für den eigenen ökonomi-
schen Entwicklungsprozeß angesehen.

Eine nüchterne Analyse der bisherigen Ent-
wicklungshilfe der Sowjetunion zeigt jedoch 
deutlich, daß es ihr viel weniger um eine Hil-
feleistung bei der wirtschaftlichen Erschlie-
ßung der einzelnen Länder als vielmehr darum 
geht, deren Regierungen davon zu überzeugen, 
daß wirtschaftliche Fortschritte heute nur noch 
durch eine Wirtschaftspolitik gewährleistet 
werden können, die sich derselben oder ähn-
licher Methoden bedient, wie sie in der So-
wjetunion seit 1917 praktiziert worden sind. 
Hinter dieser Auffassung steht der Anspruch 
des sowjetischen Gesellschafts-, Wirtschafts-
und Sozialsystems auf Allgemeinverbindlich-
keit auch für alle übrigen Länder der Welt. 
Die Realisierung dieses Anspruchs ist die wich-
tigste langfristige Aufgabe der sowjetischen 
Außenpolitik. Auch die Hilfeleistung der So-
wjetunion bei der Industrialisierung der Ent-
wicklungsländer unter vorrangiger Berücksich-
tigung des Aufbaus einer Schwerindustrie 
dient allein diesem Ziel. Nach der Auffassung 
Lenins, die gradlinig die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Sowjetunion bis heute bestimmt 



hat, sind die materiellen Existenzbedingungen 
für eine sozialistische Gesellschaft und damit 
die entscheidende Voraussetzung für die „Dik-
tatur des Proletariats" nur über den Aufbau 
einer „maschinellen Großindustrie" in relativ 
kurzer Zeit zu schaffen.

Wie im Bereich der Kapitalhilfe, so ist auch auf 
dem Gebiet des 'Warenverkehrs die Aktivität 
der Sowjetunion und ihrer kommunistisch re-
gierten Partnerländer nicht in erster Linie an 
den ökonomischen Bedürfnissen der Entwick-
lungsländer orientiert, sondern vor allem von 
dem Nutzeffekt für die eigene Außenpolitik 
geleitet. Das zeigt sich deutlich an den mit ih-
nen seit 1954 geschlossenen Verträgen. Sie 
hatten von Anfang an den Charakter von Sta-
bilisierungsabkommen, die in ihrer Struktur 
den bereits erwähnten grundsätzlichen Erklä-
rungen entsprachen, welche der sowjetische 
Vertreter 1954 auf der 10. ECAFE-Sitzung in 
Kandy abgegeben hatte. In ihnen verpflichte-
ten sich die kommunistischen Staaten zur Ab-
nahme von festen Mengen der monokulturel-
len landwirtschaftlichen Erzeugnisse der Ent-
wicklungsländer für mehrere Jahre und zu fe-
sten Preisen. Als Gegenlieferung wurden in 
der Regel Industrieerzeugnisse angeboten, die 
für die Industrialisierung der Entwicklungslän-
der Verwendung finden sollen. Als typisches 
Beispiel für diese Handelspolitik den Ländern 
Asiens und Afrikas gegenüber können hier die 
Abnahmeverpflichtungen der Sowjetunion für 
Baumwolle in ihren Handelsverträgen mit 
Ägypten, dem Sudan und Afghanistan oder die 
für Reis im Vertrag mit Birma gegen Liefe-
rung von Industriegütern angeführt werden.

Alle diese dem Wunsch der Entwicklungslän-
der nach langfristiger mengenmäßiger und 
preislicher Absatzsicherung ihrer Exporte von 
landwirtschaftlichen und industriellen Rohstof-, 
fen weit entgegenkommenden Verträge haben 
zweifellos zu einem kurzfristigen ökonomi-
schen Entlastungseffekt für die Entwicklungs-
länder geführt und der Sowjetunion vorüber-
gehende psychologisch-außenpolitische Vor-
teile und Erfolge gebracht. Die langfristige, or-
ganische volkswirtschaftliche Entwicklung der 
rohstofferzeugenden Länder wurde dadurch 
aber nicht nur nicht gefördert, sondern viel 
eher sogar behindert, weil der Effekt einer 
derartigen Handelspolitik in aller Regel die 

Festigung oder sogar Ausweitung der mono-
kulturellen Produktionsstrukturen der Ent-
wicklungsländer war und ist. Hinzu kommt, 
daß es sich bei diesen Überschußprodukten der 
Entwicklungsländer vorwiegend um Rohstoffe 
und Erzeugnisse handelt, die entweder für die 
Leichtindustrie oder aber für den Verbrauch 
des höheren Genusses bestimmt sind, daß in-
folgedessen Voraussetzung für den Import vor 
allem ein hochentwickelter Massenwohlstand 
ist. In der Praxis hat sich erwiesen, daß die 
kommunistischen Länder für diese Güter kei-
nen echten Markt bieten. Das geht auch aus 
der Tatsache hervor, daß sie in der Regel ver-
sucht haben, große Teile der im Rahmen der 
langfristigen Verträge aus den Entwicklungs-
ländern importierten Überschußgüter wieder 
auf den westlichen Märkten abzusetzen, und 
zwar zu erheblich niedrigeren Preisen. Da-
durch ist praktisch dem Direktexport der er-
zeugenden Entwicklungsländer erhebliche 
Konkurrenz mit der eigenen Ware bereitet 
worden.

über den vorstehenden Sachverhalt hinaus ist 
die Bevorzugung bilateraler Außenhandelsbe-
ziehungen auf der Basis des kompensatori-
schen Güteraustausches vor allem auch darin 
begründet, daß sie sich besser und überschau-
barer den Belangen der binnenwirtschaftlichen 
Wirtschaftsplanung zuordnen lassen. Politische 
Zielsetzungen und Überschaubarkeit der 
außenwirtschaftlichen Beziehungen stellen die 
kommunistischen Länder also vor alle anderen 
Überlegungen, die der Förderung der Aus-
landshilfe dienlich sein können.

Im Rahmen der kommunistischen Entwick-
lungshilfe spielt die Technische Hilfeleistung 
eine herausragende Rolle. Sie erstreckt sich 
nicht nur auf die Entsendung von Technikern 
und Fachkräften in die Entwicklungsländer, 
sondern auch und vor allem auf die allge-
meine fachliche Ausbildung von Technikern 
und Ingenieuren aus den Entwicklungsländern 
in den kommunistischen Ländern, die projekt-
gebundene fachliche Ausbildung von Arbei-
tern sowie technischen und wirtschaftlichen 
Führungskräften im jeweiligen Entwicklungs-
land oder in den kommunistischen Ländern, 
die Ausbildung von Studenten an den Hoch-
schulen des Ostblocks und schließlich die pro-
jektgebundene Ausbildung von Technikern



und Ingenieuren in den kommunistischen Län-
dern. Unter projektgebundener technischer 
Hilfe und Beratung ist vor allem die Ausbil-
dung von Facharbeitern und sonstigem techni-
schen Spezialpersonal für ganz bestimmte An-
lagen zu verstehen, die von den kommunisti-
schen Ländern ganz oder teilweise finanziert 
werden. So wurden allein für das mit sowjeti-
scher Kapitalhilfe in Indien errichtete Stahl-
werk Bhilai annähernd 5000 Arbeiter auf ihre 
Tätigkeit vorbereitet. In dem von den Sowjets 
in Bhilai eingerichteten Technischen Institut 
sollen inzwischen rund 20 000 Monteure aus-
gebildet worden sein. 300 Facharbeiter erhiel-
ten in Bhilai eine Spezialausbildung. Mehrere 
hundert indische Ingenieure sollen darüber 
hinaus in russischen Stahlwerken auf ihre 
Aufgaben in Bhilai vorbereitet worden sein. 
Das ist nur ein typisches Beispiel. Ähnliche 
Feststellungen lassen sich für Ägypten (As-
suan-Damm), Syrien und Afghanistan treffen. 
In besonderem Maße ist die personelle Hilfe-
leistung der Sowjetunion auch während der 
Kuba-Krise im Herbst 1962 in der großen Zahl 
der zu dieser Zeit auf Kuba tätigen sowjeti-
schen Experten sichtbar geworden.

Die bisherige Erfahrung mit der technischen 
Hilfeleistung der kommunistischen Länder be-
sagt, daß sich diese keineswegs nur auf die 
Vermittlung von technischem oder sonstigem 
Wissen beschränkt, sondern daß die dadurch 
geschaffenen Möglichkeiten in hohem Maße 
auch für die Propagierung der innen- und 
außenpolitischen Maßnahmen und Ziele der 
kommunistisch regierten Länder ausgenutzt 
werden. Als besondere Zentren der intensiven 
propagandistischen und psychologischen Ein-
flußnahme auf die Bevölkerung der Gastländer 
müssen die in Zusammenhang mit der techni-
schen Hilfeleistung eingerichteten Studienzen-
tralen (allein 40 im Nahen und Mittleren 
Osten) angesehen werden. Auch im Bereich 
der technischen Hilfeleistung ergibt sich somit 
dasselbe Bild, das bereits die Analyse der 
Kapitalhilfe und des Außenhandels bot: Die 
Entwicklungsländer-Politik der kommunisti-
schen Länder ist im wesentlichen kaum auf 
die ökonomischen Bedingungen in den Län-
dern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas ab-
gestellt, sondern vor allem an ihren eigenen 
weltweiten außenpolitischen Zielsetzungen 
orientiert.

3. Sowjetisch-chinesischer Konflikt und Ent-
wicklungsländer

Der sowjetisch-chinesische Konflikt hat we-
sentliche Rückwirkungen auch auf die östliche 
Entwicklungshilfe und damit auf die Stellung 
der kommunistischen Länder in den Entwick-
lungsländern gehabt. Die Ursache dafür ist 
vor allem in tiefgreifenden ideologischen Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen beiden Län-
dern über die Methode zur Ausbreitung der 
weltrevolutionären Bewegung im allgemeinen 
und im Entwicklungsraum im besonderen zu 
suchen. Das zentrale Kriterium ist dabei die 
Frage der Zusammenarbeit mit dem bürger-
lichen Nationalismus, das heißt die Frage, 
wann Bündnisse dieser Art eingegangen wer-
den können und wann sie wieder gelöst wer-
den müssen. Während die Sowjetunion von 
der festen Überzeugung ausgeht, daß sie im 
wirtschaftlichen Wettbewerb mit den westli-
chen kapitalistischen Ländern irn weltweiten 
Maßstab erfolgreich sein wird, daß infolgedes-
sen die Zeit auch in den Entwicklungsländern 
für den Kommunismus arbeitet und deshalb 
jede aggressive Strategie zur Ausbreitung der 
weltrevolutionären Bewegung strikt abzuleh-
nen ist, vertritt China — ganz im Gegensatz 
dazu — die Auffassung, daß ein schneller, 
ununterbrochener Übergang zur sozialistischen 
Revolution gerade in den Entwicklungsländern 
notwendig ist, weil die Zeit infolge der Aktivi-
tät des Imperialismus nicht für, sondern gegen 
die kommunistischen Länder arbeitet.

Von diesem ideologischen Kern der Auseinan-
dersetzung zwischen den beiden kommunisti-
schen Ländern sind auch die Divergenzen zwi-
schen ihnen in der Entwicklungsländerpolitik 
abzuleiten. Dabei spielt eine wesentliche Rolle, 
daß sich China selbst gleichermaßen zu den 
„farbigen" und zu den wirtschaftlich „unter-
entwickelten" Völkern zählt und damit seine 
Politik auch darauf aufbaut, daß die Sowjet-
union — in den Augen der Völker 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas — zum 
Kreis der „Weißen" und deshalb zu den wirt-
schaftlich „entwickelten" Ländern gerechnet 
wird. China glaubt darüber hinaus, auch auf 
Grund seiner vom sowjetischen „Modell" der 
Entwicklung abweichenden Erfahrungen beim 
„Aufbau des Sozialismus" beispielhaft für die 
unterentwickelten Länder zu sein. Sie beruhen 



seit 1958 in erster Linie auf einem massiven 
Einsatz der im Übermaß vorhandenen, wenn 
auch zum Teil nur unzureichend oder gar nicht 
ausgebildeten Arbeitskräfte und dem vorran-
gigen Aufbau einer Kleinindustrie, das heißt 
auf einer Entwicklung „von unten nach oben". 
Demgegenüber hat sich die Sowjetunion — wie 
schon angeführt — bei ihrem wirtschaftlichen 
Aufbau seit 1917 vor allem von dem Ziel des 
größtmöglichen Aufbaus der Arbeitskräfte spa-
renden Technologie und infolgedessen der 
vorrangigen Förderung der Großindustrie lei-
ten lassen. Diesen sowjetischen Weg der Ent-
wicklung von „oben nach unten" hat auch 
China mit erheblicher Hilfeleistung der So-
wjetunion bis 1957 nachzuvollziehen versucht. 
Er mußte jedoch abgebrochen werden, weil 
er auf Grund der vorgegebenen kardinalen, 
ökonomisch und kulturhistorisch bedingten 
Strukturunterschiede in China zu einer schwer-
wiegenden Fehlentwicklung geführt hat, die 
das Land an den Rand des Abgrundes seiner 
Existenz brachte.

Die Aktivität der kommunistischen Länder im 
Entwicklungsraum ist in entscheidendem Maße 
davon beeinflußt worden, daß die chinesischen 
Führer die von ihnen seit 1958 praktizierte 
Form des „Aufbaus des Sozialismus" als bei-
spielhaft propagieren und daß sie den Modell-
charakter der chinesischen Entwicklung damit 
begründen, daß die strukturellen Gegebenhei-
ten der Länder Asiens, aber auch Afrikas 
und Lateinamerikas weitgehend denen in 
China entsprechen, nicht aber denen in der 
Sowjetunion. Nicht zufällig wird deshalb in 
der parteiamtlichen chinesischen Presse seit 
der Errichtung der Volkskommunen und seit 
dem „großen Sprung nach vorn" auch immer 
wieder vor einer blinden Nachahmung von 
„ausländischen Erfahrungen" gewarnt, da sich 
Aufgaben und Formen des sozialistischen Auf-
baus in Ländern mit einer großen Bauern-
bevölkerung und feudalistischen Überbleib-
seln beträchtlich von denen in Europa unter-
scheiden.

Entsprechend den unterschiedlichen Erfahrun-
gen, die beide Länder bei ihrer eigenen Ent-
wicklung gemacht haben, zielt auch ihre Hilfe-
leistung auf die Förderung einer unterschied-
liehen Entwicklung in den Ländern der „Drit-
ten Welt". Während — wie oben angegeben — 

die Hilfeleistung der Sowjetunion im wesent-
lichen auf solche Objekte gerichtet ist, die 
den vorrangigen Aufbau einer Schwerindustrie 
gewährleisten und damit auch dem ausgepräg-
ten Prestigebedürfnis der Empfängerländer 
entgegenkommen, hat China mit seiner Hilfe-
leistung in erster Linie solche Vorhaben in 
den Entwicklungsländern finanziert, die — sei-
nen eigenen Erfahrungen entsprechend — den 
vorrangigen Aufbau einer Klein- und Mittel-
industrie bewirken und damit auch den struk-
turellen Gegebenheiten Rechnung tragen 
sollen.

Für die Beurteilung der von beiden Ländern 
im Entwicklungsraum verfolgten Zielsetzun-
gen ist schließlich nicht zuletzt das Ausmaß 
der geleisteten Hilfe von großer Bedeutung. 
Unzweifelhaft hat das im Vergleich zur So-
wjetunion (1954—1964: etwa 4,2 Mrd. $) 
außerordentlich geringe Gesamtvolumen der 
chinesischen Entwicklungshilfe (1954—1964: 
etwa 630 Mill. $) auch deren Wirksamkeit im 
Sinne der außenpolitischen Zielsetzungen Chi-
nas in nur sehr engen Grenzen gehalten. Für 
den wirtschaftlichen Aufbau in den Ländern 
Asiens und Afrikas ist ihr im Vergleich mit 
der sowjetischen Hilfeleistung nur geringe, 
im Vergleich mit der Hilfeleistung der west-
lichen Industrieländer überhaupt keine Bedeu-
tung beizumessen.

Aus der Sicht der Entwicklungsländer spiegelt 
sich aber in dem unterschiedlichen Ausmaß 
der von den beiden kommunistischen Ländern 
gewährleisteten Hilfe auch deren unterschied-
liches wirtschaftliches Leistungsvermögen wi-
der. Für den „konkurrierenden" Wettbewerb 
beider Länder um die Entwicklungsländer ist 
gerade dies von nicht unerheblicher Bedeu-
tung, denn mit der von ihr geleisteten Ent-
wicklungshilfe glaubt die Sowjetunion, ihre 
wirtschaftliche Stärke, damit aber auch die 
Richtigkeit ihres Weges der „Entwicklung des 
Sozialismus" und dessen Allgemeingültigkeit 
nicht nur für China, sondern auch für die 
Entwicklungsländer nachgewiesen zu haben. 
Unter Zugrundelegung dieser Kriterien war 
hingegen anderseits China bisher nicht in der 
Lage, die Richtigkeit seines von der Sowjet-
union abweichenden „Weges zum Sozialis-
mus" unter Beweis zu stellen — zumindest



nicht durch eine entsprechende Hilfeleistung 
an die Entwicklungsländer.

Für die Beurteilung der Konfrontation der bei-
den wichtigsten Länder des kommunistischen 
Machtbereiches im Entwicklungsraum ergeben 
sich aus diesem Sachverhalt entscheidende Kri-
terien:

Von beiden wird die Entwicklungshilfe nur 
als ein Instrument angesehen, mit dem sie 
ihre eigentlichen ideologischen und vor allem 
politischen Ziele im Entwicklungsraum verfol-
gen und zu verwirklichen suchen. Während je-
doch die Sowjetunion dieses Instrument wirk-
sam einsetzen kann, fehlt China dafür die 
wichtigste Voraussetzung, das heißt die ent-
sprechende eigene ökonomische Basis. Da 
China für absehbare Zeit keine Chance hat, 
mit der sowjetischen Hilfeleistung auch nur 
annähernd Schritt zu halten und deshalb be-
fürchten muß, im Wettbewerb um die Entwick-
lungsländer ernsthaft ins Hintertreffen zu ge-
raten, hat es ein elementares Interesse daran, 
den Wert der sowjetischen Hilfeleistung zu 
mindern oder in Frage zu stellen.

Die bei der Argumentation gegen die sowjeti-
sche Hilfeleistung verwendeten Begründungen 
hatten vorwiegend ideologischen Charakter. 
Sie besagen, daß die umfangreiche sowjeti-
sche Hilfeleistung allein den gegenwärtigen 
national-bourgeoisen Regierungen zugute 
komme und daß deren Existenzgrundlage da-
durch nicht nur erhalten bleibe, sondern sogar 
noch stark verbessert werde. Auf Grund 
dieser Argumentation kommt China zu der 
Schlußfolgerung, die sozialistische Revolution 
in den Entwicklungsländern werde auf die-
sem Wege nicht nur nicht beschleunigt, son-
dern sogar erheblich verzögert.

Diese kontroverse Haltung Chinas gegenüber 
der Sowjetunion hat innerhalb der meisten 
kommunistischen Parteien der Entwicklungs-
länder zur Bildung von „Fraktionen" geführt, 
von denen die linke, chinesisch orientierte die 
nach ihrer Auffassung ohnehin unvermeidbare 
Kraftprobe mit dem bürgerlichen Nationalis-
mus so schnell wie irgend möglich herbeifüh-
ren will, während die rechte, sowjetisch orien-
tierte sie für absehbare Zeit glaubt aufschie-
ben zu müssen.

China hat damit nicht nur einen offenen inner-
parteilichen Machtkampf mit der Sowjetunion 
heraufbeschworen, sondern den bisher weit-
gehend auf das kommunistische Lager be-
grenzten sowjetisch-chinesischen Konflikt auf 
den Entwicklungsraum ausgeweitet. Von der 
Sowjetunion mußte dieses Vorgehen um so 
mehr als eine Herausforderung angesehen 
werden, als China gleichzeitig auch an die 
Solidarität aller farbigen Völker der Welt 
appellierte, zu deren Kreis die Sowjetunion in 
keiner Weise zu rechnen sei. Bereits auf der 
afro-asiatischen Konferenz von 1955 in Ban-
dung hatte Tschu En-lai bekanntlich diese 
Solidarität aller farbigen Völker in einer auf-
sehenerregenden Rede beschworen; von der 
Sowjetunion war diese Rede allerdings kei-
neswegs als gegen das sowjetische Vordrin-
gen im Entwicklungsraum, sondern gegen den 
„Imperialismus" gerichtet gewertet worden. 
Daß aber diese Absicht schon hinter der Rede 
Tschu En-lais stand, dürfte heute rückblickend 
kaum mehr in Zweifel zu ziehen sein.

Unter diesen Voraussetzungen blieb der So-
wjetunion überhaupt keine andere Wahl 
mehr, als die Herausforderung Chinas anzu-
nehmen, wenn sie zumindest bei den kommu-
nistischen Parteien der Entwicklungsländer 
nicht unglaubwürdig erscheinen wollte. Durch 
die Ausweitung des sowjetisch-chinesischen 
Konflikts auf die Entwicklungsländer ist inso-
fern eine neue Situation im weltweiten politi-
schen und wirtschaftlichen Wettbewerb um die 
Entwicklungsländer entstanden, als die So-
wjetunion die Richtigkeit ihrer Grundsätze in 
der Zusammenarbeit mit den Ländern Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas nicht mehr nur 
gegen den westlichen „kapitalistischen Impe-
rialismus", sondern auch gegen das kommuni-
stische „Bruderland" China unter Beweis zu 
stellen gezwungen ist.

Die Entwicklung seit spätestens 1964 zeigt, in 
welchem Ausmaß die Glaubwürdigkeit der 
von der Sowjetunion immer wieder behaupte-
ten Uneigennützigkeit ihrer Entwicklungshilfe 
durch die Auseinandersetzung mit China be-
einträchtigt, wenn nicht sogar in Frage gestellt 
ist.



c. Literaturauswahl

Zu Kapitel A

G. A. Almond und I. S. Coleman, The Politics 
of the Developing Areas, Princeton 1960.

Franz Altheim, Entwicklungshilfe im Altertum, 
Hamburg 1962.

H. J. P. Arnold, Aid for Development. A Politi-
cal and Economic Study, London 1960.

Auswertung der Dokumentation der Welthan-
delskonferenz. Wissensch. Schriftenreihe des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, Band 7, Stuttgart 1966.

Fritz Baade, Welternährungswirtschaft, Ham-
burg 1956.

Fritz Baade, Weltenergiewirtschaft, Hamburg 
1958.

H. Bachmann, Die westlichen Industriestaaten 
nach der Genfer Entwicklungskonferenz, in: 
Außenwirtschaft, Heft 2/1964.

Peter Thomas Bauer, Entwicklungsländer 
(II. Ökonomische Problematik), in: Hand-
wörterbuch der Sozialwissenschaften, Drit-
ter Band, Göttingen 1961 (Umfangr. Litera-
turverz.).

Richard F. Behrendt, Die wirtschaftliche und 
soziale Revolution in den unterentwickelten 
Ländern, Bern 1954.

Richard F. Behrendt, Entwicklungsländer (I. So-
ziologische Problematik), in: Handwörter-
buch der Sozialwissenschaften, Dritter Band, 
Göttingen 1961 (Umfangr. Literaturverz.).

Richard F. Behrendt, Soziale Strategie für Ent-
wicklungsländer. Entwurf einer Entwick-
lungssoziologie, Frankfurt/M. 1965.

Richard F. Behrendt, Eine freiheitliche Ent-
wicklungspolitik für materiell zurückgeblie-
bene Länder, in: Ordo, Jahrbuch für die 
Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, 
Band 8/1956.

Hans Besters und Ernst E. Boesch (Hrg.), Ent-
wicklungspolitik. Handbuch und Lexikon, 
Stuttgart, Berlin, Mainz 1966.

Klaus Billerbeck, Deutscher Beitrag für Ent-
wicklungsländer, Hamburg 1958.

John Boyd Orr, Werden nur die Reichen satt? 
Des weißen Mannes Schicksalstunde, Düssel-
dorf 1954.

Hans Bräker, Vorstoß zur Industrialisierung, 
in: Der Volkswirt, Nr. 35 und 40/1954.

Hans Bräker, Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mit unterentwickelten Gebieten. Punkt-IV-
Programm und Colombo-Plan, Köln 1953.

Hans Bräker, Multilaterale Hilfeleistung für 
Entwicklungsländer. Ein Beitrag zur inter-
nationalen technisch-wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit, Köln und Opladen 1968 (Aus-
führliches Literaturverzeichnis).

Hans Bräker, Probleme der deutschen Ent-
wicklungshilfe, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das 
Parlament, B 35—36/62 vom 29. August 
1962.

A. Cairnross, The International Bank for Re-
construction and Development, Princeton 
1959.

J. Cameron, Die afrikanische Revolution, Köln 
1961.

Colombo-Plan Bureau (Hrg.)., The Colombo-
Plan, Colombo 1962.

Colombo-Plan Consultative Committee (Hrg.), 
Annual Reports 1952 ff.

D. Danckwortt, Entwicklungshilfe. Ein Ver-
zeichnis von Publikationen 1950—1959, Köln 
o. J.

W. Emmerich, Die Welthandelscharta, Ham-
burg 1950.

G. v. Eynern, Zur Dynamik des Bevölkerungs-
wachstums, in: Gewerkschaftliche Monats-
hefte, Heft 9/1956.

R. Fiez, Die Veränderungen der Weltwirt-
schaftsstruktur und das Problem der inter-
nationalen Kapitalanlagen, Bern 1946.

GATT (Hrg.), The Activities of GATT, Genf 
1960 ff.

H. Gross, Das Gesicht der Weltwirtschaft, 
Hamburg 1947.



G. Gross, Welthandel von morgen. Studien 
zur Welthandelscharter, Düsseldorf 1950.

G. Haberler, Entwicklungstendenzen im inter-
nationalen Handel, Berlin 1959.

Peter Heintz (Hrg.), Soziologie der Entwick-
lungsländer. Eine systematische Anthologie, 
Köln, Berlin 1962.

Ernst Hickmann, Aufbaupläne und wirtschaft-
licher Fortschritt in unterentwickelten Ge-
bieten, Bremen 1954.

Walter G. Hoffmann, Entwicklungsländer, in: 
Staatslexikon, Zweiter Band, Freiburg 1958 
(Literaturverzeichnis).

IBRD (Hrg.), Jahresberichte, Washington 
1962 ff.

IDA (Hrg), Jahresberichte, Washington 1965 ff.

IFC (Hrg.), Jahresberichte Washington 1962 ff.

Walter Isard und John Cumberland (Hrg), 
Regional Economic Planning, Paris 1961.

Norman Jacobs, The Origin of Modern Capi-
talism and Eastern Asia, Hongkong 1958.

Harald Jürgensen, Die Funktionen des Kapi-
talimports für die Entwicklungsländer, in: 
Schriften des Vereins für Socialpolitik, Neue 
Folge, Band 16.

Harald Jürgensen, General Agreement on 
Tariffs and Trade (GATT), in: Handwörter-
buch der Sozialwissenschaften, Vierter Band, 
Göttingen 1965.

G. K. Kindermann, Kulturen im Umbruch. Stu-
dien zur Problematik und Analyse des Kul-
turwandels in Entwicklungsländern, Frei-
burg/Br. 1962.

Bruno Knall, Wirtschaftserschließung und Ent-
wicklungsstufen. Rostows Wirtschaftsstufen-
theorie und die Typologie von Entwick-
lungsländern, in: Weltwirtschaftliches Ar-
chiv, Heft 2/1962.

Lutz Köllner, Der internationale Kapitalver-
kehr seit dem letzten Kriege. Vom Pacht-
und Leihgesetz zur europäischen Entwick-
lungshilfe, Frankfurt/M. 1963.

Lutz Köllner, Macht und Ohnmacht der Ent-
wicklungshilfe, in: Wort und Wahrheit, Heft 
8—9/1962.

K. Krug, Rolf E. Vente, Handbuch der Ent-
wicklungshilfe (Lose-Blatt-Fortsetzungs-
werk), Baden-Baden 1960 ff.

Literatur über Entwicklungsländer. Bd. I, Han-
nover 1962, Bd. II, Hannover 1962, Bd. III, 
Hannover 1963, Bd. IV, Hannover 1963.

M. Ludwig, Internationale Rohstoffpolitik, Zü-
rich 1957.

G. Mackenroth, Bevölkerungslehre. Theorie, 
Soziologie und Statistik der Bevölkerung, 
Berlin — Göttingen — Heidelberg 1953.

A. Müller-Armack, Religion und Wirtschaft. 
Geistesgeschichtliche Hintergründe unserer 
europäischen Lebensform, Stuttgart 1959.

Fritz Münch, Gert von Eynern, Internationale 
Organisationen und Regionalpakte ohne 
Europa-Organisationen, Köln und Opladen 
1962.

Gunnar Myrdal, Internationale Wirtschaft. 
Probleme und Aussichten, Bertin 1958.

Gunnar Myrdal, ökonomische Theorie und 
unterentwickelte Regionen, Stuttgart 1959.

OECD (Hrg.), The Flow of Financial Resources 
to Developing Countries. 1953—1963, Paris 
1964.

Raoul Prebisch, Towards a New Trade Policy 
for Development (Deutsche Zusammenfas-
sung), in: Mitteilungen der Bundesstelle für 
Außenhandelsinformationen Nr. 80—81/ 
1964.

A. Predöhl, Außenwirtschaft. Weltwirtschaft, 
Handelspolitik, Währungspolitik, Göttingen 
1949.

A. Predöhl, Das Ende der Weltwirtschaftskrise, 
Hamburg 1962..

H. W. Prill, Uber die Problematik der inter-
nationalen währungspolitischen Koopera-
tion, Berlin 1960.

Wilhelm Röpke, Unterentwickelte Länder, in: 
Ordo, Jahrbuch für die Ordnung von Wirt-
schaft und Gesellschaft, Band 5/1953.

Walt W. Rostow, Stadien wirtschaftlichen 
Wachstums. Eine Alternative zur marxisti-
schen Entwicklungstheorie, Göttingen 1960.

Edgar Salin, Unterentwickelte Länder. Begriff 
und Wirklichkeit, in: Kyklos, Fase. 3/1959.



Horst Sasse, Die asiatisch-afrikanischen Staa-
ten auf der Bandung-Konferenz, Frankfurt/ 
Main, Berlin 1958.

Matthias Schmitt, Voraussetzungen und Auf-
gaben der Entwicklungspolit'ik, in: Der 
Volkswirt, Nr. 38/1959.

J. Schöllhorn, Internationale Rohstoffregulie-
rung, Berlin und München 1955.

H. Schubnell, Das Wachstum der Weltbevöl-
kerung. Ursachen und Zusammenhänge, in: 
Der Monat, Heft 153/1959.

Hans Schuster, Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit unterentwickelten Ländern, Bre-
men 1951.

Urs Schwarz, Die Vereinten Nationen und 
ihre Satzungen. Kurze Einführung in Aufbau 
und Arbeitsweise der Weltorganisation, Zü-
rich 1947.

Hubertus Seifert, Die deutschen Direktinvesti-
tionen im Ausland. Ihre statistische Erfas-
sung als Instrument der technisch-wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit, Köln und Opladen 
1967.

Max Spandau, Die ECAFE im Spannungsfeld 
Asiens, in: Außenpolitik, Heft 9/1959. .

O. Splett, Afrika und die Welt, München 1955.

Karl C. Thalheim, Uber die Beziehungen zwi-
schen Wirtschaftssystem und wirtschaftli-
chem Wachstum, in: Festgabe für Friedrich 
Bülow zum 70. Geburtstag, Berlin 1960.

Markus Timmler, Die Welthandelskonferenz 
in Genf, Köln 1964.

C. Troll, Die Entwicklungsländer. Ihre kultur-
und sozialgeographische Differenzierung, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament, B 52/60 vom 
28. Dezember 1960.

Vereinte Nationen (Hrg.), Instability in Export 
Markets of Underdeveloped Countries, New 
York 1952.

B. Ward, Die reichen und die armen Völker, 
München, Zürich 1963.

Alfred Weber, Kulturgeschichte als Kultur-
soziologie, München 1961 (ungekürzte Neu-
ausgabe).

Max Weber, Gesammelte Aufsätze zur Reli-
gionssoziologie, Band 1—3, Tübingen 1920 
bis 1921.

K. A. Wittfogel, Die orientalische Despotie. 
Eine vergleichende Untersuchung totalitärer 
Macht, Köln — Berlin 1962.

Zu Kapitel B

Joseph S. Berliner, Soviet Economic Aid — 
The New Aid and Trade Policy in Under-
developed Countries, New York 1958.

Klaus Billerbeck, Die Auslandshilfe des Ost-
blocks für die Entwicklungsländer. Analyse 
und Prognose, Hamburg 1960.

Erik Böttcher (Hrg)., Ostblock, EWG und Ent-
wicklungsländer, Stuttgart 1963.

Hans Bräker, Die Anwendbarkeit des sowjeti-
schen Wirtschaftssystems auf die Entwick-
lungsländer. Versuch einer Analyse am Bei-
spiel der chinesischen Wirtschaftsentwick-
lung, in: Europa-Archiv, Folge 20/1960.

Hans Bräker, Überlegungen zur Problematik 
der östlichen und westlichen Hilfeleistung 
für die Entwicklungsländer, in: Osteuropa-
Wirtschaft, Heft 1/1960.

Hans Bräker, Politische Zielsetzungen der öst-
lichen Entwicklungshilfe, in: Osteuropa-
Wirtschaft, Heft 3—4/1963.

Hans Bräker, Die sowjetische Wirtschaft in 
ihren Außenbeziehungen, in: Osteuropa-
Wirtschaft, Heft 2/1957.

Hans Bräker, Die Sowjetunion und China im 
Wettbewerb um die Entwicklungsländer, in: 
Die Internationale Politik 1963, Jahrbücher 
des Forschungsinstituts der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik, München 
-— Wien (im Druck).

K. N. Brutenc, Nacional’no — osvoboditel'no 
dvienie narodov Azii i Afriki (Die natio-
nale Befreiungsbewegung der Völker Asiens 
und Afrikas), Moskau 1958.

Helene Carrere d’Encausse, Das sowjetische 
Unterrichtswesen und die asiatischen Völ-
ker, in: Osteuropa, Heft 1/1959.



Helene Carrere d’Encausse und Stuart Schram, 
Le Marxisme et l'Asie 1853—1964, Paris 
1965.

N. P. Chochlov, Zona mira (Die Friedenszone), 
Moskau 1958.

M. Dzunusov, Nekotorye Voprosy teorii so-
cial'noj revoljucii v svete krusenija Kolo-
nial'noj sistemy imperializma (Einige Fra-
gen der Theorie der sozialen Revolution im 
Lichte des Zusammenbruchs des Kolonial-
systems des Imperialismus), Frunse 1961.

Wolfgang Eggers, Die wirtschaftliche Aktivität 
des Ostblocks in den Entwicklungsländern, 
in: Osteuropa-Wirtschaft, Heft 1/1956.

O. V., Entwicklungshilfe innerhalb des Ost-
blocks, Frankfurt/M. und Berlin 1960.

X. J. Eudin, Robert C. North, Soviet Russia 
and the East, 1920—1927; A Documentary 
Survey, Stanford 1957.

X. J. Eudin, M. N. Roy’s mission to China. 
The Communist-Kuomintang split of 1927. 
Documents transl. by Helen J. Towers, Ber-
keley 1963.

Wolfgang Förster, Die Schwerpunkte der wirt-
schaftlichen Strategie des Ostens bei der 
Einflußnahme auf die Entwicklungsländer, 
in: Entwicklungsländer — Wahn und Wirk-
lichkeit, Erlenbach — Zürich und Stuttgart 
1963.

Oliver von Gajzägö, Der sowjetische Außen-
handel mit den Entwicklungsländern, in: 
Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, 
Heft 4/1959.

W. Grottian, Lenins Anleitung zum Handeln, 
Köln und Opladen 1962.

W. Grottian, Die sowjetische Wirtschaftshilfe 
an „bürgerliche" Regierungen Asiens in 
leninistischer Sicht, in: Moderne Welt, 
Nr. 2/1959.

Oleg Hoeffding, Die zentrale Wirtschaftspla-
nung und Zwangsindustrialisierung der So-
wjetunion als Modell für die Entwicklungs-
länder Asiens, in: Osteuropa-Wirtschaft, 
Heft 2/1958.

R. G. Iskandrov, Sovetskij Sojuz — slaborazvi-
tym stranam (Die Sowjetunion — den 
schwachentwickelten Ländern), Moskau 1961.

Ju. A. Judin, Nekotorye problemy stanov-
lenija nacional’noj gosudarstvennosti v ne-
zavisimych stranach Afriki (Einige Probleme 
der Entwicklung der Nationalstaatlichkeit 
in den unabhängigen Ländern Afrikas), in: 
Sovetskoe gosudarstvo i pravo (Sowjetstaat 
und Recht), Nr. 2/1961.

H. W. Kettenbach, Lenins Theorie des Impe-
rialismus, T. 1, Köln 1965.

M. G. Kiricenko, O nezavisinom gosudarstve 
nacional’noj demokratii (über den unabhän-
gigen Staat der nationalen Domokratie), in: 
Sovetskoe gosudarstvo i pravo (Sowjetstaat 
und Recht), Nr. 11/1961,

Lutz Köllner, Sowjetischer Kapitalexport in 
Entwicklungsländer, in: Europa-Archiv, 
Folge 21/1958.

Lutz Köllner, Gestalt und Wandel westlicher 
und östlicher Entwicklungshilfe, in: Aus Po-
litik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wo-
chenzeitung Das Parlament, B 4/65 vom 
27. Januar 1965.

W. W. Kulski, Soviet Colonialism and Anti-
Colonialism, in: The Russian Review, April 
1959.

O. Kuusinen (Hrg.), Grundlagen des Marxis-
mus-Leninismus, (Ost-)Berlin 1960.

Walter Z. Laqueur, The Soviet Union and the 
Middle East, London 1959.

W. I. Lenin, Ausgewählte Werke in 2 Bänden, 
(Ost-)Berlin.

R. Löwenthal, Ernest Halperin, Jürgen Domes, 
Franz Ansprenger, Entwicklungsländer zwi-
schen nationaler und kommunistischer Re-
volution. Beitrag zur Aktivität des inter-
nationalen Kommunismus, Hannover 1965.

K. London (Hrg.), Unity and Contradiction. 
Major Aspects of Sino-Soviet Relations, 
New York 1962.

B. Meissner, Die marxistisch-leninistische 
Lehre von der „nationalen Befreiung" und 
dem „Staat der nationalen Demokratie", in: 
Moderne Welt, Heft 1/1963.

B. Meissner, Sowjetunion und Selbstbestim-
mungsrecht, Köln 1962.

B. Meissner, Das Parteiprogramm der KPdSU 
1903—1962, Köln 1962.



M. B. Mitin, Leninizm i kruenie kolonial' 
noj sistemy imperializma (Der Leninismus 
und der Zusammenbruch des Kolonial-
systems des Imperialismus), in: Voprosy 
filosofii, Nr. 11/1960.

E. D. Mordrivinskaja, Idologija sovremennogo 
kolonializma (Die Ideologie des modernen 
Kolonialismus), Moskau 1959.

Kurt Müller, Uber Kalkutta nach Paris? Strate-
gie und Aktivität des Ostblocks in den Ent-
wicklungsländern, Hannover 1965 2.

K. Müller, Der Ostblock und die Entwicklungs-
länder, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, 
B 28/61 vom 12. Juli 1961.

B. N. Ponomarev, O gosudarstve nacional'noj 
demokratii (über den Staat der nationalen 
Demokratie), in: Kommunist, Nr. 8/1961.

J. Ja. Podkopaev, Obnovlennyj Vostok (Der 
erneuerte Osten), Moskau 1959.

A. M. Sivolobov, Nacional’no — osvoboditel' 
noe dvienie v Afrike (Die nationale Befrei-
ungsbewegung in Afrika), Moskau 1961.

Studien zur Aktivität des Ostblocks in den 
Entwicklungsländern. Mit einem Vorwort 
von Erik Böttcher, Hannover 1963.

Karl C. Thalheim, Grundzüge des sowjeti-
schen Wirtschaftssystems, Köln 1962.

V. L. Tjagunenko, Krusenie kolonial’noj si-
stemy imperializma (Der Zerfall des Kolo-
nialsystems des Imperialismus), Moskau 
1961.

G. Wheeler, Colonialism and the USSR, in: 
Political Quarterly, July 1958.

V. 2amin, O perechode k socializmu slabo-
razvitych v ekonomiceskom otnosenii stran 
(Vom Übergang der in wirtschaftlicher Hin-
sicht schwachentwickelten Länder zum So-
zialismus, in: Voprosy ekonomiki, Nr. 6/1959.

D. Zarine, Nekotorye certy nacional'no — 
osvoboditel'nogo dvizenija narodov kolo-
nial'nych i zavisimych stran (Einige Züge der 
nationalen Befreiungsbewegung in den kolo-
nialen und abhängigen Ländern), in: 
Voprosy filosofii, Nr. 1/1961.


	Impressum
	Moskau und das Mittelmeer
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 

	Die Entwicklungsländer A. Wirtschaftliche, kulturelle und politische Probleme der Entwicklungsländer
	I. Definition des Begriffs 
	II. Ursachen und Merkmale der Unterentwicklung 
	III. Entwicklungspolitik und Entwicklungshilfe 
	B. Kommunismus und Entwicklungsländer 
	I. Theoretische Grundlagen 
	II. Entwicklungsländer und kommunistische Außenpolitik 
	c. Literaturauswahl 


